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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/5 — 52105 — 5065/68 


Bonn, den 29. Februar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 10. Juli 1967 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Thai- 
land zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher, englischer und 
thailändischer Sprache und des Notenwechsels sowie eine Denk- 
schrift zu dem Abkommen sind diesem Schreiben beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. Februar 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck : Buridesdruckeiei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 10. Juli 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Thailand 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bangkok am 10. Juli 1967 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Thailand zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen sowie dem Notenwech- 
sel vom 10. Juli 1967 wird zugestimmt. Das Abkom- 
men und der Notenwechsel werden nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Arti- 
kels 29 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten 
anzuwenden ist, steht seiner Anwendung die Rechts- 
kraft bereits vor dem Inkrafttreten ergangener 
Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 


(2) Soweit sich auf Grund des Artikel 29 Abs. 2 
des Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des 
Jahres, in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei 
der jeweiligen Steuerart insgesamt eine höhere Be- 
lastung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften 
vor Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird 
der Steuermehrbetrag nicht erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen sowie der 
Notenwechsel nach Artikel 29 Abs. 2 des Abkom- 
mens in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen und der Notenwechsel bedürfen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung des Bundestages, weil sich das Abkom- 
men auf Steuern vom Einkommen und vom Vermö- 
gen sowie auf die Gewerbesteuer und damit auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf- 
kommen aus den vom Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern und den Gemeinden 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist nach seinem Artikel 29 Abs. 2 
erstmals auf Steuern anzuwenden, die für das Ka- 
lenderjahr 1967 erhoben werden. Die wesentlichen 
Vorteile des Abkommens greifen danach ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der späteren Ratifizie- 
rung und des Inkrafttretens vom Jahr der Abkom- 
mensunterzeichnung ab ein. 

Artikel 2 Abs. 1 des Vertragsgesetzes stellt klar, 
daß die Rechtskraft von Steuerfestsetzungen für den 
Zeitraum zwischen dem 1. Januar 1967 und dem 
Inkrafttreten des Abkommens der Abkommens- 
anwendung nicht entgegenstehen soll. 

In besonders gelagerten seltenen Einzelfällen kann 
— besonders bei isoliertem Betrachten einzelner 
Besteuerungsjahre — die Abkommensregelung 
Mehrbelastungen mit sich bringen. Sie sollen nach 


Artikel 2 Abs. 2 des Zustimmungsgesetzes nicht 
über den Anfang des Jahres hinausgreifen, in dem 
das Abkommen in Kraft tritt. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch im Lande Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 entspricht den Erfordernissen des Arti- 
kels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen und der Notenwechsel nach Artikel 29 
Abs. 2 des Abkommens in Kraft treten, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Sdilußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in gewissem 
Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Ländern 
oder den Gemeinden zufließen. Andererseits brau- 
chen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung bisher einseitig eingeräumte Ermäßigungen 
der deutschen Steuern nicht mehr oder nicht mehr 
in der bisherigen Höhe gewährt zu werden, weil die 
Doppelbesteuerung nach dem Abkommen schon 
durch Steuerverzichte Thailands beseitigt oder ge- 
mildert wird. Das sich daraus ergebende Mehr- 
oder Minderaufkommen wird haushaltswirtschaftlich 
nicht ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Thailand 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany and the Kingdom of Thailand 
for the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and on Capital 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 

und and 

DAS KÖNIGREICH THAILAND, THE KINGDOM OF THAILAND, 


VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen zu schließen, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver- 
tragstaat oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrag- 
staaten, seiner Länder oder seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden. 

(2) Als steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern 
vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder un- 
beweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie 
der Steuern vom Vermögenszuwachs und der in der Bun- 
desrepublik Deutschland erhobenen Gewerbesteuer. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere; 

1. In der Bundesrepublik Deutschland: 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer, 

c) die Vermögensteuer, 

d) die Gewerbesteuer 

(im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet); 

2. im Königreich Thailand: 

a) die Einkommensteuer (income tax) und 

b) die örtliche Aufbausteuer (local development tax) 
(im folgenden als „thailändische Steuer" bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be- 
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

(5) Die Vorschriften dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Gewinns gelten ent- 
sprechend für die nicht nach dem Einkommen oder dem 
Vermögen berechnete Gewerbesteuer. 


DESIRING to conclude an Agreement for the Avoidance 
of Double Taxation with respect to Taxes on Income 
and on Capital, 

HAVE AGREED AS FOLLOWS: 

A r t i c 1 e 1 

This Agreement shall apply to persons who are res- 
idents of one or both of the Contracting States. 

A r t i c 1 e 2 

(1) This Agreement shall apply to laxes on income 
and on Capital imposed on behalf of each Contracting 
State, of its "Laender", political subdivisions, local 
authorities, or local administrations, irrespective of the 
manner in which they are levied. 

(2) There shall be regarded as taxes on income and 
on Capital all taxes imposed on total income, on total 
Capital, or on elements of income or of Capital, including 
taxes on gains from the alienation of movable or 
immovable property, taxes on the total amounts of 
wages or salaries paid by enterprises, as well as taxes 
on Capital appreciation and the "Gewerbesteuer“ (trade 
tax) levied in the Federal Republic of Germany. 

(3) The existing taxes to which this Agreement shall 
apply are, in particular: 

1. In the case of the Federal Republic of Germany: 

a) the Einkommensteuer (income tax), 

b) the Körperschaftsteuer (Corporation tax), 

c) the Vermögenstcuer (Capital tax), and 

d) the Gewerbesteuer (trade tax) 

(hereinafter referred to as "German tax"); 

2. In the case of the Kingdom of Thailand: 

a) the income tax, and 

b) the local development tax 
(hereinafter referred to as "Thai tax"). 

(4) The Agreement shall also apply to any identical 
or substantially similar taxes which are subsequently 
imposed in addition to, or in place of, the existing taxes. 

(5) The provisions of this Agreement in respect of the 
taxation of income or profits shall likewise apply to the 
"Gewerbesteuer" (trade tax) computed other than on the 
basis of income or Capital. 
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Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, soweit der Zusam- 
menhang nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik“ die Bundes- 
republik Deutschland und, im geographischen Sinne 
verwendet, das Gebiet des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland; 

b) bedeutet der Ausdruck „Thailand" das Königreich 
Thailand; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat“ und „der 
andere Vertragstaat" je nach dem Zusammenhang 
die Bundesrepublik oder Thailand; 

d) bedeutet der Ausdruck „Steuer“ je nach dem Zusam- 
menhang die deutsche Steuer oder die thailändische 
Steuer; 

e) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen 
und Gesellschaften; 

f) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Per- 
sonen, andere Rechtsträger oder Personengruppen, die 
für die Besteuerung als juristische Personen behandelt 
werden; 

g) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrag- 
staates“ und „Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer 
in einem Vertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem 
anderen Vertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige“ 

1. in bezug auf die Bundesrepublik alle Deutschen im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland sowie alle juri- 
stischen Personen, Personengeseilschaften und Per- 
sonenvereinigungen, die nadi dem in der Bundes- 
republik geltenden Recht errichtet worden sind; 

2. in bezug auf Thailand alle natürlichen Personen, die 
nach thailändischem Staatsangehörigkeitsrecht die 
thailändische Staatsangehörigkeit besitzen, sowie 
alle juristischen Personen, Personengesellschaften 
und Personenvereinigungen, die nach dem in Thai- 
land geltenden Recht errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf seiten 
der Bundesrepublik den Bundesminister der Finanzen 
und auf seiten Thailands den Minister der Finanzen. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen 
Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts ande- 
res erfordert, jeder in diesem Abkommen nicht anders 
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, welche 
Gegenstand dieses Abkommens sind. 

Artikel 4 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragstaat ansässige Person" eine 
Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund 
ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, ihrer Ein- 
tragung, ihrer Errichtung, ihres Sitzes, des Ortes ihrer 
Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes; 


a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine ständige 


A rticle 3 

(1) In this Agreement, unless the context otherwise 

requires: 

a) The term "Federal Republic" means the Federal Re- 
public of Germany, and, when used in a geographical 
sense, the territory in which the Basic Law for the 
Federal Republic of Germany is in force; 

b) The term "Thailand" means the Kingdom of Thailand; 

c) The terms “a Contracting State" and “the other 
Contracting State" mean the Federal Republic or 
Thailand, as the context requires ; 

d) The term "tax“ means German tax or Thai tax, as 
the context requires; 

e) The term "person“ comprises individuals and Com- 
panies; 

f) The term "Company" means any body corporate or 
any entity or any group of persons which is treated 
as a body corporate for tax purposes; 

g) The terms "enterprise of a Contracting State" and 
“enterprise of the other Contracting State“ mean 
respectively an enterprise carried on by a resident 
of a Contracting State und an enterprise carried on 
by a resident of the other Contracting State; 


h) The term "nationals" means: 

1. in respect of the Federal Republic: all Germans 
in the meaning of Article 116 (1) of the Basic Law 
for the Federal Republic of Germany and all legal 
persons, partnerships and associations deriving 
their Status as such from the law in force in the 
Federal Republic; 

2. in respect of Thailand: all individuals possessing 
Thai nationality under the Thai law on nationality 
and all legal persons, partnerships and associations 
deriving their Status as such from the law in 
force in Thailand; 

i) The term “competent authority" means in the case 
of the Federal Republic the Federal Minister of Finance, 
and in the case of Thailand the Minister of Finance. 

(2) As regards the application of this Agreement by 
a Contracting State any term not otherwise defined in 
this Agreement shall, unless the context otherwise re- 
quires, have the meaning which it has under the laws 
of that Contracting State relating to the taxes which are 
the subject of this Agreement. 

Article 4 

(1) For the purposes of this Agreement, the term "res- 
ident of a Contracting State“ means any person who, 
under the law of that State, is liable to taxation therein 
by reason of his domicile, residence, registration, in- 
corporation, seat (Sitz), place of management or any 
other criterion of a similar nature. 

(2) If by reason of the provisions of paragraph 1 an 
individual is a resident of both Contracting States, this 
case shall be determined in accordance with the following 
rules; 

a) He shall be deemed to be a resident of the Contract- 
ing State in which he has a permanent home available 
to him. If he has a permanent home available to him 
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Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat an- 
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen); 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertrag- 
staat die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragstaaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in bei- 
den Vertragstaaten oder in keinem der Vertrag- 
staaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt; 

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Ver- 
tragstaaten oder keines Vertragstaates, so regeln 
die zuständigen Behörden der Vertragstaaten die 
Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so regeln die 
zuständigen Behörden der Vertragstaaten die Frage in 
gegenseitigem Einvernehmen. 

Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdrude 
„Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in der die 
Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere; 

a) einen Ort der Leitung; 

b) eine Zweigniederlassung; 

c) eine Geschäftsstelle; 

d) eine Fabrikationsstätte; 

e) eine Werkstätte; 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 
der Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 umfaßt der Aus- 
druck „Betriebstätte" eine Bauausführung oder Montage 
nur dann, wenn deren Dauer überschreitet: 

a) 6 Monate beim Einbau und bei der Montage von Be- 
triebseinrichtungen und Maschinen einschließlich der 
zum Einbau notwendigen baulichen Nebenarbeiten; 

b) 3 Monate in allen anderen Fällen. 

(4) Als „Betriebstätten" gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus- 
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 


in both Contracting States, he shall be deemed to be 
a resident of the Contracting State with which his 
personal and economic relations are dosest (centre 
of vital interests) ; 

b) If the Contracting State in which he has his centre of 
vital interests cannot be determined, or if he has not 
a permanent home available to him in either Con- 
tracting State, he shall be deemed to be a resident 
of the Contracting State in which he has an habitual 
abode; 

c) If he has an habitual abode in both Contracting States 
or in neither of them, he shall be deemed to be a 
resident of the Contracting State of which he is a 
national; 

d) If he is a national of both Contracting States or of 
neither of them, the competent authorities of the 
Contracting States shall settle the question by mutual 
agreement. 

(3) If by reason of the provisions of paragraph 1 
a person other than an individual is a resident of both 
Contracting States, the competent authorities of the 
Contracting States shall settle the question by mutual 
agreement. 

Article 5 

(1) For the purposes of this Agreement, the term 
"permanent establishment" means a fixed place of busi- 
ness in which the business of the enterprise is wholly or 
partly carried on. 

(2) The term "permanent establishment" shall include 
especially: 

a) a place of management; 

b) a branch; 

c) an Office; 

d) a factory; 

e) a Workshop ; 

f) a mine, quarry or other place of extraction of natural 
resources. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 
and 2, the term "permanent establishment" shall include 
a building site or construction or assembly project only 
if it exists for more than 

a) 6 months, in the case of installation or setting up 
of plant equipment or machinery including the 
auxiliary construction as is necessary for such in- 
stallation; 

b) 3 months in all other cases. 

(4) The term "permanent establishment" shall not be 
deemed to include; 

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, 
display or delivery of goods or raerchandise belonging 
to the enterprise; 

b) the maintenance of a stock of goods or merchandise 
belonging to the enterprise solely for the purpose 
of storage, display or delivery; 

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise 
belonging to the enterprise solely for the purpose 
of Processing by another enterprise; 

d) the maintenance of a fixed place of business solely 
for the purpose of purchasing goods or merchandise, 
or for collecting information, for the enterprise; 

e) the maintenance of a fixed place of business solely 
for the purpose of advertising, for the supply of in- 
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werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus- 
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 4 gilt eine Person — mit 
Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des 
Absatzes 6 — , die in einem Vertragstaat für ein Unter- 
nehmen des anderen Vertragstaates tätig ist, als eine 
in dem erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte, wenn 

a) die Person eine Vollmacht besitzt, für das Unterneh- 
men in diesem Vertragstaat Verträge abzuschließen, 
und diese Vollmacht dort gewöhnlich ausübt, es sei 
denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von 
Gütern oder Waren für das Unternehmen beschränkt, 
oder 

b) die Person in diesem Vertragstaat gewöhnliche Be- 
stände von Gütern oder Waren des Unternehmens 
unterhält, aus denen sie regelmäßig für das Unter- 
nehmen Güter oder Waren ausliefert, oder 

c) die Person in diesem Vertragstaat gewöhnlich Auf- 
träge ausschließlich oder fast ausschließlich für das 
Unternehmen selbst oder für das Unternehmen und 
andere Unternehmen, die es beherrscht oder von denen 
es beherrscht wird, einholt. 

(6) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. Dies gilt nicht, wenn der Makler oder Vertreter 
in dem anderen Staat eine in Absatz 5 genannte Tätig- 
keit ausschließlich oder fast ausschließlich für das Unter- 
nehmen selbst oder für das Unternehmen und andere 
Unternehmen ausübt, die es beherrsdit oder von denen 
es beherrscht wird. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem ande- 
ren Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit 
ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur 
Betriebstätte der anderen. 


Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem das Ver- 
mögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränder- 
liche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das 
Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen 
und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge 
gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren 
Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder 
anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens. 


formation, for scientific research or for similar ac- 
tivities which have a preparatory or auxiliary charac- 
ter, for the enterprise. 

(5) Notwithstanding the provisions of paragraph 4, 
a person acting in a Contracting State on behalf of an 
enterprise of the other Contracting State — other than 
an agent of an independent Status to whom paragraph 6 
applies — shall be deemed to be a permanent establish- 
ment in the first-mentioned State if 

a) he has, and habitually exercises in that Contracting 
State, an authority to conclude contracts for or on 
behalf of the enterprise, unless his activities are 
limited to the purchase of goods or merchandise for 
the enterprise; or 

b) he habitually maintains in that Contracting State a 
stock of goods or merchandise belonging to the enter- 
prise from which he regularly delivers goods or 
merchandise for or on behalf of the enterprise; or 

c) he habitually secures Orders in that Contracting State, 
wholly or almost wholly for the enterprise itself, or 
for the enterprise and other enterprises which are 
controlled by it or have a Controlling interest in it. 

(6) An enterprise of a Contracting State shall not be 
deemed to have a permanent establishment in the other 
Contracting State merely because it carries on business 
in that other State through a broker, general Commission 
agent or any other agent of an independent status, if 
such persons are acting in the ordinary course of their 
business. This shall not apply if such broker or agent 
carries on in that other State an activity described in 
paragraph 5 wholly or almost wholly for the enterprise 
itself or for the enterprise and other enterprises which 
are controlled by or have a Controlling interest in it. 

(7) The fact that a Company which is a resident of a 
Contracting State Controls or is controlled by a Company 
which is a resident of the other Contracting State, or 
which carries on business in that other State (whether 
through a permanent establishment or otherwise), shall 
not of itself constitute for either Company a permanent 
establishment of the other. 


A r t i c 1 e 6 

(1) Income from immovable property may be taxed in 
the Contracting State in which such property is situated. 

(2) The term "immovable property" shall be defined in 
accordance with the law of the Contracting State in which 
the property in question is situated. The term shall in 
any case include property accessory to immovable 
property, livestock and equipment used in agriculture 
and forestry, rights to which the provisions of general 
law respecting landed property apply, usufruct of im- 
movable property and rights to variable or fixed pay- 
ments as consideration for the working of, or the right 
to work, mineral deposits, sources and other natural 
resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded 
as immovable property. 

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income 
derived from the direct use, letting, or use in any other 
form of immovable property. 

(4) The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also 
apply to the income from immovable property of an 
enterprise. 
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Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen Ver- 
tragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. 
übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise 
aus, so können die Gewinne des Unternehmens in dem 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können. 

(2) übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertragstaat 
dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie 
hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähn- 
liche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen 
als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im 
Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie 
ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleich- 
gültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte kein 
Gewinn zugerechnet. 

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in ande- 
ren Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be- 
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

(1) Gewinne eines Ünternehmens eines Vertragstaates 
aus dem Betrieb von Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr können nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Kann ein Unternehmen eines Vertragstaates, das 
Seeschiffe im internationalen Verkehr betreibt, in Über- 
einstimmung mit Artikel 7 in dem anderen Vertragstaat 
besteuert werden, so wird die Steuer in diesem anderen 
Staat um 50 vom Hundert ermäßigt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Ge- 
winne aus Beteiligungen dieser Unternehmen der See- 
schiffahrt oder Luftfahrt an einem Pool oder an einer 
Betriebsgemeinschaft. 

Artikel 9 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens des anderen Ver- 
tragstaates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, 
die von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen 
miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, 
die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen er- 
zielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 


Article 7 

(1) The Profits of an enterprise of a Contracting State 
shall be taxable only in that State unless the enterprise 
carries on business in the other Contracting State through 
a permanent establishment situated therein. If the enter- 
prise carries on business as aforesaid, the profits of the 
enterprise may be taxed in that other State but only so 
much of them as is attributable to that permanent estab- 
lishment. 

(2) Where an enterprise of a Contracting State carries 
on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein, there shall in 
each Contracting State be attributed to that permanent 
establishment the profits which it might be expected to 
make if it were a distinct and separate enterprise 
engaged in the same or similar activities under the same 
or similar conditions and dealing wholly independently 
with the enterprise of which it is a permanent estab- 
lishment. 

(3) In the determination of the profits of a permanent 
establishment, there shall be allowed as deductions ex- 
penses which are incurred for the purposes of the 
permanent establishment including executive and general 
administrative expenses so incurred, whether in the 
State in which the permanent establishment is situated 
or elsewhere. 

(4) No profits shall be attributed to a permanent estab- 
lishment by reason of the mere purchase by that per- 
manent establishment of goods or merchandise for the 
enterprise. 

(5) Where profits include items of income which are 
dealt with separately in other Articles of this Agreement, 
then the provisions of those Articles shall not be affected 
by the provisions of this Article. 

Article 8 

(1) Profits of an enterprise of a Contracting State 
from the Operation of aircraft in international traffic 
shall be taxable only in that State. 

(2) If according to Article 7 an enterprise of a Con- 
tracting State operating ships in international traffic 
may be taxed in the other Contracting State the tax 
charged shall in that other State be reduced by an 
amount equal to 50 per cent thereof. 

(3) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall likewise 
apply to profits arising from participations in shipping 
or aircraft pools of any kind by such enterprises engaged 
in shipping or air transport. 

Article 9 

Where 

a) an enterprise of a Contracting State participates 
directly or indirectly in the management, control 
or Capital of an enterprise of the other Contracting 
State, or 

b) the same persons participate directly or indirectly 
in the management, control or Capital of an enterprise 
of a Contracting State and an enterprise of the other 
Contracting State, 

and in either case conditions are made or imposed be- 
tween the two enterprises in their commercial or finan- 
cial relations which differ from those which would be 
made between independent enterprises, then any profits 
which would, but for those conditions, have accrued to 
one of the enterprises, but, by reason of those conditions, 
have not so accrued, may be included in the profits of 
that enterprise and taxed accordingly. 
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Artikel 10 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person zahlt, können in dem anderen Staat be- 
steuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrag- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, besteuert werden, doch darf 

a) die thailändische Steuer 

1. 20 v.H. des Bruttobetrages der Dividenden nicht 
übersteigen, wenn die die Dividenden zahlende Ge- 
sellschaft ein „industrielles Unternehmen" betreibt 
oder wenn der Empfänger der Dividenden eine in 
der Bundesrepublik ansässige Gesellschaft ist, der 
mindestens 25 v. H. der stimmberechtigten Anteile 
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft gehören; 

2. 15 v.H. des Bruttobetrages der Dividt .den nicht 
übersteigen, wenn die die Dividenden zahlende Ge- 
sellschaft ein „industrielles Unternehmen" betreibt 
und der Empfänger der Dividenden eine in der 
Bundesrepublik ansässige Gesellschaft ist, der min- 
destens 25 v.H. der stimmberechtigten Anteile der 
erstgenannten Gesellschaft gehören; 

b) die deutsche Steuer 

1, 20 v.H. des Bruttobetrages der Dividenden nicht 
übersteigen, es sei denn, daß Unterabsatz 2 anzu- 
wenden ist; 

2. 15 v.H. des Bruttobetrages der Dividenden nicht 
übersteigen, wenn der Empfänger der Dividenden 
eine in Thailand ansässige Gesellschaft ist, der 
mindestens 25 v.H. der stimmberechtigten Anteile 
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft gehören. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 darf die Steuer, die ein 
Vertragstaat von den Dividenden einer in diesem Staat 
ansässigen Gesellschaft erhebt, über die in Absatz 2 an- 
gegebenen Sätze hinausgehen, jedoch 25 v.H. des Brutto- 
betrages der Dividenden nicht übersteigen, wenn 

a) dieser Staat die Körperschaftsteuer von den ausge- 
schütteten Gewinnen zu einem niedrigeren Vomhun- 
dertsatz als von den nicht ausgeschütteten Gewinnen 
erhebt und der Unterschied zwischen diesen beiden 
Sätzen 20 Punkte oder mehr beträgt, und 

b) die Dividenden von einer in diesem Staat ansässigen 
Gesellschaft an eine in dem anderen Staat ansässige 
Gesellschaft gezahlt werden, der mindestens 25 v.H. 
der stimmberechtigten Anteile der erstgenannten Ge- 
sellschaft gehören. 

(4) In diesem Artikel bedeutet 

a) der Ausdruck „Dividenden" Einkünfte aus Aktien und 
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein- 
künfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, in dem 
die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Ein- 
künften aus Aktien gleichgestellt sind; 

b) der Ausdruck „industrielles Unternehmen" 

1. Unternehmen, die befaßt sind mit: 

i) der Herstellung, Montage und der Bearbeitung 
und Verarbeitung, 

ii) dem Hoch-, Tief- und Schiffsbau, 

iii) der Erzeugung von Strom, Wasserkraft, Gas so- 
wie der Wasserversorgung oder 

iv) der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei und 
Plantagenwirtschaft, und 


Article 10 

(1) Dividends paid by a Company which is a resident 
of a Contracting State to a resident of the other Con- 
tracting State may be taxed in that other State. 

(2) However, such dividends may be taxed in the 
Contracting State of which the Company paying the 
dividends is a resident, but 

a) the Thai tax shall not exceed; 

1. 20 per Cent of the gross amount of the dividends 
if the Company paying the dividends engages in 
an industrial undertaking or if the recipient of the 
dividends is a Company which is a resident of the 
Federal Republic owning at least 25 per cent of the 
voting shares of the Company paying the dividends; 

2. 15 per cent of the gross amount of the dividends 
if the Company paying the dividends engages in 
an industrial undertaking and the recipient of the 
dividends is a Company which is a resident of the 
Federal Republic owning at least 25 per cent of 
the voting shares of the former Company; 

b) the German tax shall not exceed: 

1. 20 per cent of the gross amount of the dividend, 
unless sub-paragraph 2 applies; 

2. 15 per cent of the gross amount of the dividends, 
if the recipient of the dividends is a Company 
which is a resident of Thailand owning at least 
25 per cent of the voting shares of the Company 
paying the dividends. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2 the 
tax of a Contracting State on dividends paid by a 
Company which is a resident of that State may exceed 
the rates provided for in that paragraph, but shall not 
exceed 25 per cent of the gross amount of the dividends, 
if 

a) the Corporation tax of that State on distributed profits 
is lower than that on undistributed profits and the 
difference between those two rates is 20 percentage 
points or more, and 

b) such dividends are paid by a Company which is a 
resident of that State to a Company resident of the 
other State and which owns at least 25 per cent of 
the voting shares of the first-mentioned Company. 


(4) In this Article 

a) the term "dividends" means income from shares and 
income from other corporate rights assimilated to 
income from shares by the taxatfon law of the State 
of which the Company making the distribution is a 
resident; 

b) the term "industrial undertaking" means 
1, any undertaking engaged in 

i) manufacturing, assembling and Processing, 

ii) construction, civil engineering and ship- 
building, 

iii) production of electricity, hydraulic power, gas 
or the supply of water, or 

iv) agriculture, forestry and fishery and the 
carrying on of a plantation, and 
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2. sonstige Unternehmen, denen die nach den thailän- 
dischen Gesetzen über die Förderung industrieller 
Investitionen gewährten Vergünstigungen zustehen, 
und 

3. sonstige Unternehmen, die für die Zwecke dieses 
Artikels von der zuständigen Behörde Thailands 
zum „industriellen Unternehmen“ erklärt werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Divi- 
denden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört, 
sofern die Dividenden nach dem Recht des anderen Staa- 
tes als Teil der Gewinne der Betriebstätte besteuert wer- 
den. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen 
Vertragstaat, so darf dieser andere Staat weder die 
Dividenden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in 
diesem anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausge- 
schüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten 
Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gev'inne ganz 
oder teilweise aus in dem anderen Staat erzielten Ge- 
winnen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person 
gezahlt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Die Zinsen können auch in dem Vertragstaat, aus 
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber 25 v.H. des Bruttobetrags 
der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 darf die Steuer eines 
Vertragstaates von den Zinsen 10 v. H. des Bruttobetrags 
der Zinsen nicht übersteigen, wenn die Zinsen einem 
Geldinstitut (einschließlich einer Versicherungsgesell- 
schaft) zufließen, das eine Gesellschaft des anderen Ver- 
tragstaates ist und von einem „industriellen Unterneh- 
men" im Sinne von Artikel 10 Absatz 4 Buchstabe b 
gezahlt werden. 

(4) Ungeachtet der Absätze 2 und 3 sind die aus einem 
Vertragstaat stammenden Zinsen in diesem Staat von 
der Steuer befreit, wenn die Zinsen zufließen: 

a) dem anderen Vertragstaat, einem seiner Länder oder 
einer seiner Gebietskörperschaften, oder 

b) einem Geldinstitut, das ganz im Eigentum des anderen 
Vertragstaates, eines seiner Länder oder einer seiner 
Gebietskörperschaften steht, insbesondere auf seiten 
der Bundesrepublik der Deutschen Bundesbank oder 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau und auf seiten 
Thailands der Bank of Thailand, oder 

c) einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person 
aus Schuldverschreibungen, welche die Regierung des 
erstgenannten Staates ausgegeben hat. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteili- 
gung ausgestattet sind, und aus Forderungen jeder Art 
sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften aus 
Darlehen gleichgestellt sind. 


2. any other undertaking entitled to the Privileges 
accorded under the laws of Thailand on the promo- 
tion of industrial Investment, and 

3. any other undertaking which may be declared to 
be an "industrial undertaking" for the purpose of 
this Article by the competent authority of Thailand, 

(5) The provisions of paragraphs 1 to 3 shall not apply 
if the recipient of the dividends, being a resident of a 
Contracting State, has in the other Contracting State, 
of which the Company paying the dividends is a resident, 
a permanent establishment with which the holding by 
virtue of which the dividends are paid is effectively 
connected, provided that under the law of that other 
State the dividends are taxed as part of the profits of the 
permanent establishment. 

(6) Where a Company which is a resident of a Con- 
tracting State derives profits or income from the other 
Contracting State, that other State may not impose any 
tax on the dividends paid by the Company to persons 
who are not resident of that other State, or subject the 
company's undistributed profits to a tax on undistributed 
profits even if the dividends paid or the undistributed 
profits consist wholly or partly of profits or income 
arising in such other State. 


Article 11 

(1) Interest arising in a Contractjng State and paid to 
a resident of the other Contracting State may be taxed 
in that other State. 

(2) However, such interest may be taxed in the Con- 
tracting State in which it arises, and according to the 
law of that State, but the tax so charged shall not ex- 
ceed 25 per cent of the gross amount of the interest. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2, the 
tax of a Contracting State on interest received by any 
financial Institution (including an Insurance Company) 
which is a Company of the other Contracting State shall 
not exceed 10 per cent of the gross amount of the in- 
terest, if the enterprise paying the interest engages in 
an industrial undertaking within the meaning of para- 
graph 4, subparagraph b, of Article 10. 

(4) Notwithstanding the provisions of paragraphs 2 
and 3, interest arising in a Contracting State shall be 
exempt from tax in that State if the interest is received 

by 

a) the other Contracting State, a "Land", a political 
subdivision, a local authority or a local administra- 
tion thereof, or 

b) any financial Institution wholly owned by the other 
Contracting State, a "Land", a political subdivision, 
a local authority or a local administration thereof, 
and in particular, in the case of the Federal Repub- 
lic, by the "Deutsche Bundesbank" or the "Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau", and in the case of Thai- 
land, by the "Bank of Thailand", or 

c) by a resident of the other Contracting State on bonds 
issued by the Government of the hrst-mentioned 
State. 

(5) The term "interest" as used in this Article means 
income from Government securities, bonds or debentures, 
whether or not secured by mortgage and whether or not 
carrying a right to participate in profits, and debt-claims 
of every kind as well as all other income assimilated to 
income from money lent by the taxation law of the 
State in which the income arises. 
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(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger in dem 
anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Betriebstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört, 
sofern die Zinsen nach dem Recht des anderen Staates als 
Teil der Gewinne der Betriebstätte besteuert werden. 

(7) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder, eine seiner Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in 
einem Vertragstaat ansässig ist oder nicht, in einem 
Vertragstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für 
die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betrieb- 
stätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte die 
Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Vertragstaat 
stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

(8) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin- 
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehun- 
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragstaa- 
tes und unter Berücksichtigung c.er anderen Bestimmungen 
dieses Abkommens besteuert werden. 


Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren einschließlich ähnlicher Vergütun- 
gen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine 
in dem anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können in diesem anderen Staat besteuert wer- 
den. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch in dem Ver- 
tragstaat besteuert werden, aus dem sie stammen, doch 
darf die Steuer 

a) 5 V. H. des Bruttobetrages dieser Vergütungen nidit 
übersteigen, wenn sie für die Benutzung oder für das 
Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literari- 
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken 
gezahlt werden; 

b) 15 V. H. des Bruttobetrages dieser Vergütungen nicht 
übersteigen, wenn sie für die Benutzung oder für das 
Recht auf Benutzung von Patenten, Warenzeichen, 
Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 
oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen 
oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung 
von kinematographischen Filmen oder von Tonbändern 
für Fernseh- oder Rundfunksendungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Gewinne aus der 
Veräußerung von Rechten oder Vermögenswerten, aus 
denen diese Lizenzgebühren zu erzielen sind, wenn die 
Rechte oder Vermögenswerte von einer in einem Ver- 
tragstaat ansässigen Person zur ausschließlichen Nutzung 
in dem anderen Vertragstaat veräußert werden und das 
Entgelt für die Rechte oder Vermögenswerte von einem 
Unternehmen des anderen Staates oder einer in diesem 
Staate gelegenen Betriebstätte getragen wird. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der 
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus dem 
die Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte hat und 
die Lizenzgebühren dieser Betriebstätte zuzurechnen sind, 
sofern die Lizenzgebühren nach dem Recht des anderen 
Staates als Teil der Gewinne der Betriebstätte besteuert 
werden. 


(6) The provisions of paragraphs 1 to 4 shall not ap- 
ply if the recipient of the interest, being a resident of 
a Contracting State, has in the other Contracting State 
in which the interest arises a permanent establishment 
with which the debt-claim from which the interest arises 
is effectively connected, provided that under the law 
of that other State the interest is taxed as part of the 
Profits of the permanent establishment. 

(7) Interest shall be deemed to arise in a Contracting 
State when the payer is that State, a “Land", a political 
subdivision, a local authority or a resident of that State. 
Where, however, the person paying the interest, whether 
he is a resident of a Contracting State or not, has in 
a Contracting State a permanent establishment in Con- 
nection with which the indebtedness on which the in- 
terest is paid was incurred, and such interest is borne 
by such permanent establishment, then such interest shall 
be deemed to arise in the Contracting State in which 
the permanent establishment is situated. 

(8) Where, owing to a special relationship between the 
payer and the recipient or between both of them and 
some other person, the amount of the interest paid, 
having regard to the debt-claim for which it is paid, 
exceeds the amount which would have been agreed 
upon by the payer and the recipient in the absence of 
such relationship, the provisions of this Article shall 
apply only to the last-mentioned amount. In that case, 
the excess part of the payments shall remain taxable 
according to the law of each Contracting State, due 
regard being had to the other provisions of this Agree- 
ment. 

Article 12 

(1) Royalties including other like payments arising 
in a Contracting State and paid to a resident of the 
other Contracting State may be taxed in that other 
State. 

(2) However, such royalties may be taxed in the 
Contracting State in which they arise, but the tax so 
charged shall not exceed 

a) 5 per cent of the gross amount of such payments if 
they are made as consideration for the use of, or 
the right to use any Copyright of literary, artistic 
or scientific work; 

b) 15 per cent of the gross amount of such payments if 
they are made as consideration for the use of, or 
the right to use, any patent, trade mark, design or 
model, plan, secret formula or process, or for Informa- 
tion concerning industrial, commercial or scientific 
experience, or for the use of, or the right to use, cine- 
matograph films or tapes for television or broad- 
casting. 

(3) The provisions of paragraph 2 shall likewise ap- 
ply to the gains from the alienation of any right or 
property giving rise to such royalties if such right or 
property is alienated by a resident of a Contracting 
State for exclusive use in the other Contracting State 
and the payment of such right or property is borne by 
an enterprise of that other State or a permanent estab- 
lishment situated therein. 

(4) The provisions of paragraphs 2 and 3 shall not 
apply if the recipient of the royalties, being a resident 
of a Contracting State, has in the other Contracting 
State in which the royalties arise a permanent establish- 
ment and the royalties are attributable to that permanent 
establishment, provided that under the law of that other 
State the royalties are taxed as part of the profits of 
the permanent establishment. 
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(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertrag- 
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, 
eines seiner Länder, eine seiner Gebietskörperschaften 
oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber 
der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, 
ob er in einem Vertragstaat ansässig ist oder nicht, in 
einem Vertragstaat eine Betriebstätte und gehören die 
Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte und 
trägt die Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die 
Lizenzgebühren als aus dem Vertragstaat stammend, in 
dem die Betriebstätte liegt. 

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Li- 
zenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Lei- 
stung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehung vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Ver- 
tragstaates und unter Berücksichtigung der anderen Be- 
stimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar- 
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem 
anderen Vertragstaat hat, einschließlich derartiger Ge- 
winne, die bei der Veräußerung einer solchen Betrieb- 
stätte (allein oder zusammen mit dem übrigen Unter- 
nehmen) erzielt werden, können in dem anderen Staat 
besteuert werden. Jedoch können Gewinne aus der Ver- 
äußerung des in Artikel 21 Absatz 3 genannten beweg- 
lichen Vermögens nur in dem Vertragstaat besteuert 
werden, in dem dieses bewegliche Vermögen nach dem 
angeführten Artikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen, das 
nicht zu dem in Artikel 12 Absatz 3 und in den Absätzen 1 
und 2 dieses Artikels genannten Vermögen gehört, kön- 
nen nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem 
der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 16 und 17 können Ver- 
gütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige natür- 
liche Pers.on für unselbständige oder selbständige Arbeit 
(einschließlich einer freiberuflichen Tätigkeit) bezieht, nur 
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Arbeit in dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird 
die Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen 
Vergütungen in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige natürliche Per- 
son für die in dem anderen Vertragstaat ausgeübte un- 
selbständige oder selbständige Tätigkeit bezieht, nur in 
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Steuerjahres aufhält, und 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine Per- 
son gezahlt werden, die nicht in dem anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getra- 
gen werden, welche die Person, die die Vergütungen 
zahlt, in dem anderen Staat hat. 


(5) Royalties shall be deemed to arise in a Contract- 
ing State when the payer is that State, a "Land", a 
political subdivision, a local authority or a resident of 
that State. Where, however, the person paying the 
royalties, whether he is a resident of a Contracting 
State or not, has in a Contracting State a permanent 
establishment with which the right or property giving rise 
to the royalties is effectively connected, and such royal- 
ties are borne by such permanent establishment, then 
such royalties shall be deemed to arise in the Contract- 
ing State in which the permanent establishment is sit- 
uated. 

(6) Where, owing to a special relationship between the 
payer and the recipient or between both of them and 
some other person, the amount of the royalties paid, 
having regard to the use, right or information for which 
they are paid, exceeds the amount which would have 
been agreed upon by the payer and the recipient in 
the absence of such relationship, the provisions of this 
Article shall apply only to the last-mentioned amount. In 
that case, the excess part of the payments shall remain 
taxable according to the law of each Contracting State, 
due regard being had to the other provisions of this 
Agreement. 

Article 13 

(1) Gains from the alienation of immovable property, 
as defined in paragraph 2 of Article 6, may be taxed 
in the Contracting State in which such property is 
situated. 

(2) Gains from the alienation of movable property form- 
ing part of the business property of a permanent establish- 
ment which an enterprise of a Contracting State has in the 
other Contracting State, including such gains from the 
alienation of such a permanent establishment (alone or 
together with the whole enterprise), may be taxed in the 
other State. However, gains from the alienation of 
movable property of the kind referred to in paragraph 3 
of Article 21 shall be taxable only in the Contracting 
State in which such movable property is taxable accord- 
ing to the said Article. 

(3) Gains from the alienation of any property other 
than those mentioned in paragraph 3 of Article 12 and 
in paragraphs 1 and 2 of this Article shall be taxable 
only in the Contracting State of which the alienator 
is a resident. 

Article 14 

(1) Subject to the provisions of Articles 15, 16 and 17 
remuneration derived by an individual who is a resident 
of a Contracting State in respect of personal Services 
(including the practice of a liberal profession) shall be 
taxable only in that State unless the Services are 
rendered in the other Contracting State. If the Services 
are so rendered, such remuneration as is derived there- 
from may be taxed in that other State. 

(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, 
remuneration derived by an individual who is a resident 
of a Contracting State in respect of such Services rendered 
in the other Contracting State shall be taxable only in 
the first-mentioned State if: 

a) the recipient is present in the other State for a period 
or periods not exceeding in the aggregate 183 days 
in the fiscal year concerned, and 

b) the remuneration is paid by, or on behalf of, a person 
who is not a resident of the other State, and 

c) the remuneration is not borne by a permanent estab- 
lishment which the person paying the remuneration 
has in the other State. 
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(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Vergütun- 
gen für unselbständige Arbeit, die an Bord eines See- 
schiffes oder Luftfahrzeuges ausgeübt wird, das von einem 
Unternehmen eines Vertragstaates im internationalen Ver- 
kehr betrieben wird, in diesem Staate besteuert werden. 


Artikel 15 

(1) Artikel 14 Absatz 2 gilt nur dann für Vergütungen, 
die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Rundfunk- oder 
Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in 
dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit für 
ihre Darbietungen in einem Vertragstaat beziehen, wenn 
der Besuch in diesem Staat unmittelbar oder mittelbar 
von öffentlichen Kassen des anderen Vertragstaates in 
erheblichem Maße unterstützt wird. 

(2) Erbringt ein Unternehmen eines Vertragstaates in 
dem anderen Vertragstaat Darbietungen der in Absatz 1 
genannten Art, so können die Gewinne aus dem Erbrin- 
gen dieser Darbietungen ungeachtet anderer Vorschriften 
dieses Abkommens in dem anderen Staat besteuert wer- 
den, es sei denn, daß das Unternehmen für Darbietungen 
dieser Art von öffentlichen Kassen des ersten Vertrag- 
staates in erheblichem Maße unterstützt wird. 

(3) Für die Zwecke dieses Artikels umfaßt der Ausdruck 
„öffentliche Kassen eines Vertragstaates" auch die von 
einem Land oder einer Gebietskörperschaft errichteten 
öffentlichen Kassen. 


Artikel 16 

Aufsichtsrat- oder Verwaltungsratvergütungen und ähn- 
liche Zahlungen, die eine in einem Verträgstaat ansässige 
Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- 
oder Verwaltungsrates einer Gesellschaft bezieht, die in 
dem anderen Vertragstaat ansässig ist, können in dem 
anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 17 

(1) Vergütungen, die von einem Vertragstaat, einem 
seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften un- 
mittelbar oder aus einem von diesem Staat, dem Land 
oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen 
an eine natürliche Person für unselbständige Arbeit ge- 
zahlt werden, sind in dem anderen Vertragstaat von der 
Steuer befreit, es sei denn, daß die Zahlung an einen 
Staatsangehörigen dieses anderen Staates geleistet wird, 
der nicht zugleich Staatsangehöriger des erstgenannten 
Vertragstaates ist. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 sind die Artikel Hund 15 
auf Vergütungen für unselbständige Arbeit anzuwenden, 
die im Zusammenhang mit einer kaufmännischen oder ge- 
werblichen Tätigkeit eines Vertragstaates, eines seiner 
Länder oder einer seiner Gebietskörperschaften geleistet 
wird. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die im Falle der 
Bundesrepublik die Deutsche Bundesbank, die Deutsche 
Bundesbahn und die Deutsche Bundespost, und im Falle 
Thailands die „Bank of Thailand" und andere Einrichtun- 
gen zahlen, die Staatsaufgaben wahrnehmen. 


Artikel 18 

(1) Ruhegehälter und andere Vergütungen für frühere 
unselbständige Arbeit sowie Renten, die eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person bezieht, können nur dann 
in dem anderen Vertragstaat besteuert werden, wenn 


(3) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 
and 2, remuneration in respect of an employment exer- 
cised aboard a ship or aircraft in international traffic, 
Operated by an enterprise of a Contracting State, may 
be taxed in that State. 


A r t i c 1 e 15 

(1) The provisions of paragraph 2 of Article 14 shall 
apply to remuneration derived from personal Services 
rendered in a Contracting State by public entertainers 
such as theatre, radio or television artists and musicians 
and by athletes from their personal activities as such 
only if the visit to that State is substantially supported, 
directly or indirectly, by public funds of the other Con- 
tracting State. 

(2) Notwithstanding anything contained in this Agree- 
ment, where the Services mentioned in paragraph 1 are 
provided in a Contracting State by an enterprise of the 
other Contracting State, the profits derived from provid- 
ing those Services by such enterprise may be taxed 
in the first-mentioned State unless the enterprise is 
substantially supported, directly or indirectly, by public 
funds of the other Contracting State in connection with 
the Provision of such Services. 

(3) For the purposes of this Article, the term "public 
funds of a Contracting State" shall include public funds 
created by a "Land", a political subdivision, a local 
authority or a local administration thereof. 


Article 16 

Directors' fees and similar payments derived by a 
resident of a Contracting State in his capacity as a 
member of the board of directors of a Company which is 
a resident of the other Contracting State may be taxed 
in that other State. 


Article 17 

(1) Remuneration paid by or out of funds created by 
a Contracting State, a "Land", a political subdivision, 
a local authority or a local administration thereof to 
any individual in respect of an employment, shall be 
exempt from tax in the other Contracting State unless 
the payment is made to a national of that other State 
who is not also a national of the first-mentioned Con- 
tracting State. 


(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1 the 
provisions of Articles 14 and 15 shall apply to remunera- 
tion in respect of an employment in connection with any 
trade or business carried on by a Contracting State, a 
"Land", a political subdivision, a local authority or a 
local administration thereof. 

(3) The provisions of paragraph 1 shall also apply to 
remuneration paid, in the case of the Federal Republic 
by the "Deutsche Bundesbank", the "Deutsche Bundes- 
bahn" and the "Deutsche Bundespost", and in the case 
of Thailand by the "Bank of Thailand" and any other 
Organization of a governmental nature. 


Article 18 

(1) Pensions and other payments for past employment 
as well as annuities derived by a resident of a Con- 
tracting State may be taxed in the other Contracting 
State only if such payments are deducted as expenses in 
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diese Vergütungen bei der Ermittlung der Gewinne eines 
Unternehmens dieses anderen Staates oder einer in die- 
sem Staat gelegenen Betriebstätte als Ausgaben abge- 
zogen werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 sind Ruhegehälter und 
andere Vergütungen für frühere unselbständige Arbeit 
sowie Renten, die von einem Vertragstaat, einem seiner 
Länder oder einer seiner Gebietskörperschaften unmittel- 
bar oder aus einem von diesem Staat, dem Land oder der 
Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen gezahlt 
werden, in dem anderen Vertragstaat von der Steuer 
befreit. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Ruhegehälter, Renten 
und andere wiederkehrende oder einmalige Vergütungen, 
die einer natürlichen Person von einem Vertragstaat, 
einem seiner Länder oder einer seiner Gebietskörper- 
schaften als Vergütung für einen Schaden gezahlt werden, 
der als Folge von Kriegshandlungen oder politischer Ver- 
folgung entstanden ist. 

Artikel 19 

Ist eine natürliche Person in einem Vertragstaat an- 
sässig oder ist sie dort, unmittelbar bevor sie sich in den 
anderen Vertragstaat begab, ansässig gewesen und begibt 
sie sich lediglich zu dem Zweck in den anderen Vertrag- 
staat, um dort an einer Universität, Hochschule, Schule 
oder einer anderen Lehranstalt höchstens zwei Jahre lang 
eine Lehrtätigkeit auszuüben, so ist diese Person in dem 
anderen Vertragstaat mit den Vergütungen für ihre Lehr- 
tätigkeit von der Steuer befreit. 

Artikel 20 

(1) Ist eine natürliche Person in einem Vertragstaat 
ansässig oder ist sie dort, unmittelbar bevor sie sich in 
den anderen Vertragstaat begab, ansässig gewesen und 
hält sie sich in diesem anderen Vertragstaat lediglich als 
Student an einer anerkannten Universität, Hochschule 
oder Schule dieses anderen Vertragstaates oder als Lehr- 
ling (in der Bundesrepublik einschließlich der Volontäre 
oder Praktikanten) vorübergehend auf, so ist diese Person 
in diesem anderen Staat steuerfrei hinsichtlich 

a) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Aus- 
bildung bestimmten überw'eisungen aus dem Ausland, 
und 

b) der Vergütungen für Arbeit, die sie in dem anderen 
Staat ausübt, um die Mittel für ihren Unterhalt, ihre 
Erziehung oder ihre Ausbildung zu ergänzen. 

(2) Ist eine natürliche Person in einem Vertragstaat 
ansässig oder ist sie dort, unmittelbar bevor sie sich in 
den anderen Vertragstaat begab, ansässig gewesen und 
hält sie sich in diesem anderen Vertragstaat lediglich zum 
Studium, zur Forschung oder zur Ausbildung als Empfän- 
ger eines Zuschusses, Unterhalfsbeitrages oder Stipen- 
diums einer wissenschaftlichen, pädagogischen, religiösen 
oder mildtätigen Organisation oder im Rahmen eines 
Programms für technische Hilfe, an dem die Regierung 
eines Vertragstaates beteiligt ist, vorübergehend auf, so 
ist diese Person in diesem anderen Staat steuerfrei hin- 
sichtlidr 

a) des Zuschusses, LJnterhaltsbeitrages oder Stipendiums, 
und 

b) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Aus- 
bildung bestimmten Überweisungen aus dem Ausland, 
und 

c) der Vergütungen für Arbeit, die sie in dem anderen 
Staat ausübt, sofern die Arbeit im Rahmen der Stu- 
dien, der Forschung oder der Ausbildung geleistet 
wird oder mit ihnen zusammenhängt. 


determining the profits of an enterprise of that other 
State or of a permanent establishment situated therein. 


(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, 
pensions and other payments for past employment as 
well as annuities paid by or out of funds created by a 
Contracting State, a "Land", a political subdivision, local 
authority or local administration thereof shall be exempt 
from tax in the other Contracting State. 


(3) Paragraph 2 shall likewise apply in respect of 
pensions, annuities and other recurring or not recurring 
remuneration paid to any individual by a Contracting 
State, a "Land", a political subdivision, a local authority 
or local administration thereof as compensation for an 
injury or damage sustained as a result of hostilities or 
political persecution. 

A r t i c 1 e 19 

An individual, who is or was a resident of a Contracting 
State immediately before visiting the other Contracting 
State and is temporarily present in that other Contracting 
State solely for the purpose of teaching at a university, 
College, school or other educational institution in that 
other State for a period not exceeding two years shall 
be exempt from tax in that other Contracting State on 
his remuneration for such teaching. 


A r t i c 1 e 20 

(1) An individual who is or was a resident of a 
Contracting State immediately before visiting the other 
Contracting State and is temporarily present in that other 
Contracting State solely as a Student at a recognised 
university, College, or school in that other Contracting 
State, or as a business apprentice (including in the 
Federal Republic a "Volontär" or a "Praktikant"), shall 
be exempt from tax in that other State on 

a) all remittances from abroad for the purposes of his 
mainfenance, education or training, and 

b) any remuneration for personal seryiees rendered in 
that other State supplementing the resources avail- 
able to him for such purposes. 

(2) An individual who is or was a resident of a 
Contracting State immediately before visiting the other 
Contracting State and is temporarily present in that 
other State for a period not exceeding two years solely 
for the purpose of study, research or training as a 
recipient of a grant, allowance or award from a 
scientific, educational, religious or charitable Organi- 
zation or under a technical assistance Programme entered 
into by the Government of a Contracting State shall be 
exempt from tax in that other State on: 


a) the amount of such grant, allowance or award, and 

b) all remittances from abroad for the purposes of his 
maintenance, education or training, and 

c) any remuneration for personal Services rendered in 
that other State provided such Services are in Con- 
nection with his study, research or training or are 
incidental thereto. 
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(3) Ist eine natürliche Person in einem Vertragstaat 
ansässig oder ist sie dort, unmittelbar bevor sie sich in 
den anderen Vertragstaat begab, ansässig gewesen und 
hält sie sich in diesem anderen Vertragstaat lediglich als 
Arbeitnehmer der Regierung oder eines Unternehmens 
des anderen Staates oder auf Grund eines Vertrages oder 
einer Vereinbarung mit dieser Regierung oder einem 
solchen Unternehmen vorübergehend für die Dauer von 
höchstens 12 Monaten auf, um technische, berufliche oder 
geschäftliche Erfahrungen zu erwerben, so ist diese Per- 
son in dem anderen Staat steuerfrei hinsichtlich 

a) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Aus- 
bildung bestimmten Überweisungen aus dem Ausland, 
und 

b) der den Betrag von 15 000 DM oder den Gegenwert 
in thailändischer Währung nicht übersteigenden Ver- 
gütungen für die in dem anderen Staat ausgeübte 
Arbeit, sofern diese Arbeit im Rahmen ihrer Studien 
oder ihrer Ausbildung geleistet wird oder damit zu- 
sammenhängt. 

Artikel 21 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte eines Unternehmens darstellt, kann in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich die Betrieb- 
stätte befindet, 

(3) Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die von einem Unter- 
nehmen eines Vertragslaates im internationalen Verkehr 
betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können 
nur in diesem Staat besteuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver- 
tragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 22 

(1) Die Veranlagung und Besteuerung des Einkommens 
und des Vermögens in jedem der beiden Vertragstaaten 
richtet sich weiterhin nach den in dem betreffenden Ver- 
tragstaat geltenden Gesetzen, cs sei denn, daß dieses 
Abkommen ausdrücklich entgeyenstehende Vorschriften 
enthält. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 wird bei einer in der 
Bundesrepublik ansässigen Person die Steuer wie folgt 
festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage für die deutsche Steuer 
werden die Einkünfte aus Quellen innerhalb Thailands 
und die in Thailand gelegenen Vermögensvi^erte aus- 
genommen, die nach diesem Abkommen in Thailand 
besteuert werden können, soweit nicht Buchstabe b 
anzuwenden ist. Die Bundesrepublik behält aber das 
Recht, die so ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Festsetzung des Steuersatzes zu 
berücksichtigen. Auf Dividenden ist Satz 1 nur anzu- 
wenden, wenn die Dividenden einer in der Bundes- 
republik ansässigen Kapitalgesellschaft von einer in 
Thailand ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren 
stimmberechtigte Anteile zu mindestens 2o v.H. der 
erstgenannten Gesellschaft gehören. Von der Bemes- 
sungsgrundlage für die deutsche Steuer werden eben- 
falls Beteiligungen ausgenommen, deren Dividenden 
nach dem vorstehenden Satz von der Steuerbemes- 
sungsgrundlage ausgenommen sind oder bei Zahlung 
auszunehmen wären. 


(3) An individual who is or was a resident of a Con- 
tracting State immediately before visiting the other 
Contracting State and who is temporarily present in that 
other State for a period not exceeding twelve months 
solely as an employee of, or under contract or arrange- 
ment with, the Government or an enterprise of that 
other State for the purpose of acquiring technical, Pro- 
fessional or business experience shall be exempt from 
tax in that other State on 


a) all remittances from abroad for the purposes of his 
maintenance, education or training, and 

b) any remuneration, so far as it is not in excess of 
15.000 Deutsche Mark or the equi valent in Thai 
currency, for personal Services rendered in that other 
State, provided such Services are in connection with 
his studies or training or are incidental thereto. 


Article 21 

(1) Capital represented by immovable property, as 
defined in paragraph 2 of Article 6, may be taxed in 
the Contracting State in which such property is situated. 

(2) Capital represented by movable property forming 
part of the business property of a permanent establish- 
ment of an enterprise may be taxed in the Contracting 
State in which the permanent establishment is situated. 

(3) Ships or aircraft operated in international traffic 
by an enterprise of a Contracting State and movable 
property pertaining to the Operation of such ships and 
aircraft shall be taxable only in that State. 

(4) AH other elements of Capital of a resident of a 
Contracting State shall be taxable only in that State. 


Article 22 

(1) The laws in force in either of the Contracting 
States will continue to govern the assessment and 
taxation of income and Capital in the respective Con- 
tracting State except where express Provision to the 
contrary is made in this Agreement. 

(2) Subject to the provisions of paragraph 1, tax shall 
be determined in the case of a resident of the Federal 
Republic as follows: 

a) Unless the provisions of subparagraph b) below apply, 
there shall be excluded from the basis upon which 
German tax is imposed any item of income from 
sources within Thailand and any item of capital 
situated within Thailand which according to this 
Agreement may be taxed in Thailand. The Federal 
Republic, however, retains the right to take into 
account in the determination of its rate of tax the 
items of income and capital so excluded. The first 
sentence shall in the case of dividends apply only 
to such dividends as are paid to a Company limited 
by shares (Kapitalgesellschaft) which is a resident 
of the Federal Republic by a Company which is a 
resident of Thailand and at least 25 per cent of the 
voting shares of which are owned by the first- 
mentioned Company. There shall also be excluded 
from the basis upon which German tax is imposed 
any share-holding, the dividends on which, if paid, 
would be excluded from the tax basis according to 
the immediately foregoing sentence. 
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b) Die Steuer, die nach thailändischem Recht und in Über- 
einstimmung mit diesem Abkommen für die nach- 
stehenden, aus Quellen innerhalb Thailands stammen- 
den Einkünfte gezahlt wird, wird unter Beachtung der 
Vorschriften des deutschen Steuerrechts über die An- 
rechnung ausländischer Steuern auf die von diesen 
Einkünften erhobene deutsche Steuer angerechnet: 

1. Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen im inter- 
nationalen Verkehr, die nach Artikel 8 Absatz 2 in 
Thailand besteuert werden können; 

2. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

3. Zinsen; 

4. Lizenzgebühren und die in Artikel 12 Absatz 3 ge- 
nannten Veräußerungsgewinne; 

5. Gewinne, die nach Artikel 15 Absatz 2 in Thailand 
besteuert werden können; 

6. die in Artikel 17 Absatz 1 genannten Vergütungen, 
die an einen deutschen Staatsangehörigen gezahlt 
werden, der nicht zugleich thailändischer Staats- 
angehöriger ist; 

7. Ruhegehälter und sonstige Vergütungen sowie Ren- 
ten, die nach Artikel 18 Absatz 1 in Thailand be- 
steuert werden können. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 1 wird bei einer in Thai- 
land ansässigen Person die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage für die thailändische 
Steuer werden die Einkünfte aus Quellen innerhalb 
der Bundesrepublik und die in der Bundesrepublik 
gelegenen Vermögensteile ausgenommen, die nach 
diesem Abkommen in der Bundesrepublik besteuert 
werden können, soweit nicht Buchstabe b anzuwenden 
ist. Thailand behält aber das Recht, die so ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögensteile bei der Fest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen, Auf Divi- 
denden ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn die Dividen- 
den einer in Thailand ansässigen Gesellschaft von 
einer in der Bundesrepublik ansässigen Kapitalgesell- 
schaft gezahlt werden, deren stimmberechtigte Anteile 
zu mindestens 25 v, H. der erstgenannten Gesellschaft 
gehören. Von der Bemessungsgrundlage für die thai- 
ländische Steuer werden ebenfalls Beteiligungen aus- 
genommen, deren Dividenden nach dem vorstehenden 
Satz von der Steuerbemessungsgrundlage ausgenom- 
men sind oder bei Zahlung auszunehmen wären. 

b) Die Steuer, die nach deutschem Recht und in Überein- 
stimmung mit diesem Abkommen von einer in Thai- 
land ansässigen Person für aus Quellen innerhalb der 
Bundesrepublik stammende Einkünfte zu zahlen ist, 
wird auf die thailändische Steuer angerechnet, wenn 
die Einkünfte bestehen aus: 

1. Gewinnen aus dem Betrieb von Seeschiffen im inter- 
nationalen Verkehr, die nach Artikel 8 Absatz 2 
in der Bundesrepublik besteuert werden können; 

2. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

3. Zinsen; 

4. Lizenzgebühren und die in Artikel 12 Absatz 3 ge- 
nannten Veräußerungsgewinne; 

5. Gewinnen, die nach Artikel 15 Absatz 2 in der 
Bundesrepublik besteuert werden können; 

6. Die in Artikel 17 Absatz 1 genannten Vergütungen, 
die an einen thailändischen Staatsangehörigen ge- 
zahlt werden, der nicht zugleich deutscher Staats- 
angehöriger ist; 

7. Ruhegehältern und sonstigen Vergütungen sowie 
Renten, die nach Artikel 18 Absatz 1 in der Bundes- 
republik besteuert werden können. 


b) Tax payable under the laws of Thailand and in ac- 
cordance with this Agreement on the following items 
of income from sources within Thailand shall, subject 
to the provisions of German tax law regarding credit 
for foreign tax, be allowed as a credit against such 
German tax on income as is payable in respect of the 
following items of income: 

1. Profits derived by operating ships in international 
traffic which may be taxed in Thailand according to 
Paragraph 2 of Article 8; 

2. dividends not dealt with in subparagraph a) above; 

3. interest; 

4. royalties and such gains as are mentioned in para- 
graph 3 of Article 12; 

5. Profits which may be taxed in Thailand according 
to Paragraph 2 of Article 15; 

6. remuneration mentioned in paragraph 1 of Ar- 
ticle 17 paid to a German national who is not also 
a Thai national; 

7. pensions and other payments and annuities which 
may be taxed in Thailand according to paragraph 1 
of Article 18. 

(3) Subject to the provisions of paragraph 1, tax shall 
be determined in the case of a resident of Thailand as 
follows: 

a) Unless the provisions of subparagraph b) below apply, 
there shall be excluded from fhe basis upon which 
Thai tax is imposed any item of income from sources 
within the Federal Republic and any item of capital 
situated within the Federal Republic w'hich according 
to this Agreement may be taxed in the Federal Re- 
public. Thailand, however, retains the right to take 
into account in the determination of its rate of tax 
the items of income and capital so excluded. The 
first sentence shall in the case of dividends apply 
only to such dividends as are paid to a Company 
which is a resident of Thailand by a Company limited 
by shares (Kapitalgesellschaft) which is a resident of 
the Federal Republic and at least 25 per cent of the 
voting shares of which are owned by the first- 
mentioned Company. There shall also be excluded 
from the basis upon which Thai tax is imposed any 
shareholding, the dividends on which, if paid, would 
be excluded from the tax basis according to the 
immediately foregoing sentence. 

b) Tax payable under the laws of the Federal Republic 
and in accordance with this Agreement by a resident 
of Thailand on income from sources within the 
Federal Republic shall be allowed as credit against 
Thai tax if such income consists of; 

1. Profits derived by operating ships in international 
traffic which may be taxed in the Federal Republic 
according to paragraph 2 of Article 8; 

2. dividends not dealt with in subparagraph a) above; 

3. interest; 

4. royalties and gains such ns are mentioned in para- 
graph 3 of Article 12; 

5. Profits which may be taxed in the Federal Republic 
according to paragraph 2 of Article 15; 

6. remuneration mentioned in paragraph 1 of Ar- 
ticle 17 paid to a Thai national who is not also a 
German national; 

7. pensions and other payments and annuities which 
may be taxed in the Federal Republic according to 
paragraph 1 of Article 18. 
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Der anzurechnende Betrag bemißt sich nach der in der 
Bundesrepublik gezahlten Steuer, darf aber den Teil der 
thailändischen Steuer nicht übersteigen, der dem Verhält- 
nis der Reineinkünfte aus Quellen innerhalb der Bundes- 
republik zum Gesamtbetrag der der thailändischen Steuer 
unterliegenden Reineinkünfte entspricht. Bei der Fest- 
setzung des Gesamtbetrages der Reineinkünfte werden 
Verluste, gleichgültig, in welchen Staaten sie entstanden 
sind, nicht berücksichtigt. 


Artikel 23 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen 
in dem anderen Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpfliditung 
unterworfen werden, die anders oder belastender sind 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen des ande- 
ren Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte sie einen Vertragstaat, den in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergün- 
stigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personen- 
standes oder der Familienlasten zu gewähren, die er den 
in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Ka- 
pital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, einer 
in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person oder 
mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle 
unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Staat weder einer 
Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder betasten- 
der sind als die Besteuerung und die damit zusammen- 
hängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter- 
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Be- 
steuerung" Steuern jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 24 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person der 
Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Ver- 
tragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be- 
friedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich be- 
mühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragstaates so zu regeln, daß 
eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung 
vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei 
der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens ent- 
stehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie 
können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Dop- 
pelbesteuerung in Fällen, die in diesem Abkommen nicht 
behandelt sind, vermieden werden kann. 


Such credit shall be based on the amount of tax paid to 
the Federal Republic but shall not exceed the portion of 
the Thai tax which net income from sources within the 
Federal Republic bears to the entire net income subject 
to Thai tax. In determining such entire net income a loss 
incurred in any country shall not be taken into account. 


A r t i c 1 e 23 

(1) The nationals of a Contracting State shall not be 
subjected in the other Contracting State to any taxation 
or any requirement connected therewith which is other 
or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which nationals of that other State in 
the same circumstances are or may be subjected. 


(2) The taxation on a permanent establishment which 
an enterprise of a Contracting State has in the other 
Contracting State shall not be less favourably levied in 
that other State than the taxation levied on enterprises 
of that other State carrying on the same activities. 

This Provision shall not be construed as obliging a 
Contracting State to grant to residents of the other Con- 
tracting State any personal allowances, reliefs and re- 
ductions for taxation purposes on account of civil status 
or family responsibilities which it grants to its own 
residents. 

(3) Enterprises of a Contracting State, the Capital of 
which is wholly or partly owned or controlled, directly 
or indirectly, by one or more residents of the other 
Contracting State, shall not be subjected in the first- 
mentioned State to any taxation or any requirement 
connected therewith which is other or more burdensome 
than the taxation and connected requirements to which 
other similar enterprises of that first-mentioned State 
are or may be subjected. 


(4) In this Article the term "taxation" means taxes of 
every kind and description. 


Article 24 

(1) Where a resident of a Contracting State considers 
that the actions of one or both of the Contracting States 
result or will result for him in taxation not in accordance 
with this Agreement, he may, notwithstanding the re- 
medies provided by the national laws of those States, 
present his case to the competent authority of the Con- 
tracting State of which he is a resident. 

(2) The competent authority shall endeavour, if the 
objection appears to it to be justified and if it is not 
itself able to arrive at an appropriate solution, to resolve 
the case by mutual agreement with the competent 
authority of the other Contracting State, with a view 
to the avoidance of taxation not in accordance with 
this Agreement. 

(3) The competent authorities of the Contracting States 
shall endeavour to resolve by mutual agreement any 
difficulties or doubts arising as to the Interpretation or 
application of this Agreement. They may also consult 
together for the elimination of double taxation in cases 
not provided for in this Agreement. 
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(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vor- 
stehenden Absätze und zum Austausch von Informationen 
nach Artikel 25 unmittelbar miteinander verkehren. 


Artikel 25 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den die Informationen austauschen, die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlich sind. Alle so ausgetausch- 
ten Informationen sind geheimzuhalten und dürfen nur 
solchen Personen oder Behörden zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder gerichtlichen Fest- 
setzung und der Erhebung der unter dieses Abkommen 
fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen der Vertragstaaten: 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragstaates abweichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblidren Verwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vertragstaates nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsver- 
fahren preisgeben würden oder deren Erteilung der 
öffentlichen Ordnung widerspräche. 


Artikel 26 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den diplomatischen und konsularischen Beam- 
ten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder 
auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen. 


.■\rtikel 27 

Enthalten das Recht eines der beiden Vertragstaaten 
oder völkerrechtliche Regelungen, die zwischen den Ver- 
tragstaaten neben diesem Abkommen gegenwärtig oder 
künftig bestehen, eine Bestimmung, die für eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person günstiger ist als die Rege- 
lungen dieses Abkommens, so wird diese Bestimmung, 
soweit sie günstiger ist, von diesem Abkommen nicht 
berührt. 

Artikel 28 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Regierung des Königreichs Thailand innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 29 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt dann 


a) hinsichtlich der deutschen Steuer für die Steuern, die 
für das Kalenderjahr 1967 und die folgenden Kalender- 
jahre erhoben werden. 


(4) The competent authorities of the Contracting States 
may communicate with each other directly for the 
purpose of reaching an agreement in the sense of the 
preceding paragraphs and for the exchange of information 
provided for in Article 25. 


A r t i cT e 25 

(1) The competent authorities of the Contracting States 
shall exchange such information as is necessary for the 
carrying out of this Agreement. Any information so 
exchanged shall be treated as secret and shall not be 
disclosed to any persons or authorities other than those 
concerned with .the assessment including judical de- 
termination or collection of the taxes which are the 
subject of this Agreement. 

(2) In no case shall the provisions of paragraph 1 
be construed so as to impose on one of the Contracting 
States the Obligation: 

a) to carry out administrative measures at variance 
with the laws or the administrative practice of that 
or of the other Contracting State; 

b) to supply particulars which are not obtainable under 
the laws or in the normal course of the administration 
of that or of the other Contracting State; 

c) to supply information which would disclose any trade, 
business, industrial, commercial or Professional secret 
or trade process, or information, the disclosure of 
which would be contrary to public policy (ordre 
public). 

Article 26 

Nothing in this Agreement shall affect the fiscal 
Privileges of diplomatic or consular officials under the 
general rules of international law or under the provisions 
of special agreements. 


Article 27 

If the law of either Contracting State or international 
obligations existing at present or established hereafter 
between the Contracting States in addition to this Agree- 
ment contain a regulation entitling a resident of a 
Contracting State to a treatment more favourable than 
is provided for by this Agreement, such regulation shall, 
to the extent that it is more favourable, not be affected 
by this Agreement. 

Article 28 

This Agreement shall also apply to Land Berlin, 
provided that the Government of the Federal Republic 
of Germany has not made a contrary declaration to the 
Government of the Kingdom of Thailand within three 
months from the date of cntry into force of this Agree- 
ment. 

Article 29 

(1) This Agreement shall be ratified and the Instru- 
ments of ratification shall be exchanged at Bonn as soon 
as possible. 

(2) This Agreement shall enter into force alter the 
expiration of one month following the date on which the 
instruments of ratification are exchanged and shall there- 
upon have effect: 

a) In respect of German tax, for taxes which are levied 
for the calender year 1967 and for the subsequent 
calendar years. 
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b) hinsichtlich der thailändischen Steuer 

1. bei den Steuern vom Einkommen für das Einkommen 
des Kalenderjahres 1967 und der folgenden Kalen- 
derjahre, und für das Einkommen der Wirtschafts- 
jahre, die im Kalenderjahr 1967 und in den folgen- 
den Kalenderjahren enden; 

2. bei den Steuern vom Vermögen, die vom l. Januar 
1967 an zu entrichten sind. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragstaaten bis einschließlidi 
30, Juni jeden Kalenderjahres nach Ablauf von drei 
Jahren, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, das 
Abkommen gegenüber dem anderen Vertragstaat auf 
diplomatischem Wege schriftlich kündigen; in diesem 
Falle verliert dieses Abkommen seine Gültigkeit und ist 
erstmals nicht mehr anzuwenden 

a) hinsichtlich der deutschen Steuer auf die Steuern, die 
für das auf das Kündigungsjahr folgende Kalenderjahr 
erhüben werden, 

b) hinsichtlich der thailändischen Steuer 

1. auf die Steuern vom Einkommen für das Einkommen 
des auf das Kündigungsjahr folgenden Kalender- 
jahres und für das Einkommen der Wirtschaftsjahre, 
die in diesem Kalenderjahr enden; 

2. auf die Steuern vom Vermögen, die vom 1. Januar 
des dem Kündigungsjahr folgenden Kalenderjahres 
ab zu entrichten sind. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten hierzu 
gehörig bevollmächtigten Vertreter der Vertragsparteien 
den vorliegenden Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel 
aufgedrückt. 

GESCHEHEN zu Bangkok am 10. Juli 1967 in sechs Ur- 
schriften je zwei in deutscher, thailändischer und eng- 
lischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist; im Zweifelsfall ist der englische Wortlaut 
maßgebend. 


b) In respect of Thai tax 

1. for the taxes on income, for the income of the 
calendar year 1967 and of subsequent calendar 
years and of accounting periods ending in the 
calendar year 1967 and subsequent calendar years; 

2. for taxes on Capital the payment of which is re- 
quired on or after the first day of January 1967. 

A r t i c 1 e 30 

This Agreement shall continue in effect indefinitely 
but either of the Contracting States may, on or before 
the 30th day of June in any calendar year beginning 
after the expiry of three years from the date of its entry 
into force give to the other Contracting State, through 
the diplomatic channel, written notice of termination 
and, in such event, this Agreement shall cease to be 
effective: 

a) In respect of German tax, for taxes which are levied 
for the calendar year following the year in which 
the notice of termination is given. 

b) In respect of Thai tax 

1. for the taxes on income, for the income of the 
calendar year following the year in which the 
notice of termination is given and of accounting 
periods ending in that calendar year; 

2. for taxes on capital the payments of which is 
required on or after the first day of January of the 
calendar year following the year in which the 
notice of termination is given. 


IN WITNESS WHEREOF the undersigned being duly 
authorized thereto have signed the present Agreement 
and have affixed thereto their seals. 


DONE at Bangkok on this tenth day of July, one 
thousand nine hundred and sixty seven, in six Originals, 
two each in the German, Thai and English languages, 
all texts being equally authentic, except in the case of 
doubt when the English text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Ulrich von Schweinitz 
Botschafter 


For the Federal Republic of Germany 
Hans-Ulrich von Schweinitz 
Ambassador 


Für das Königreich Thailand 
Thanat Khoman 
Außenminister 


For the Kingdom of Thailand 
Thanat Khoman 
Minister of Foreign Affairs 
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(Übersetzung) 

Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland 
Bangkok 

Bangkok, 10. Juli 1967 


Exzellenz, 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Thailand zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
beehre ich mich, Ihnen im Namen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen, daß die beiden 
Vertragstaaten übereingekommen sind, die nachstehend 
erwähnten Bestimmungen wie folgt anzuwenden: 

1. Der in Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe c verwendete Aus- 
druck „ausschließlich" oder „fast ausschließlich" ist so 
zu verstehen, daß die Tätigkeit, die die Person für 
andere als die dort angeführten Unternehmen ausübt, 
im Vergleich zu ihrer Tätigkeit für die in der Vorschrift 
angeführten Unternehmen von so untergeordneter 
Bedeutung ist, daß praktisch davon ausgegangen wer- 
den kann, daß die Person nur für die letztgenannten 
Unternehmen tätig ist. 

2. Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3 Buch- 
stabe a gilt nicht für Dividenden, die von einer Gesell- 
schaft gezahlt werden, deren Einkünfte nicht aus- 
schließlich oder fast ausschließlich 

a) aus der Herstellung oder dem Verkauf von Gütern 
oder Waren, aus Vermietung oder Verpachtung, aus 
Dienstleistungen oder aus Bank- oder Versiche- 
rungsgeschäften, oder 

b) aus Dividenden stammen, die von einer oder meh- 
reren in Thailand ansässigen Gesellschaften gezahlt 
werden, deren stimmberechtigte Anteile zu mehr als 
25 V. H. der erstgenannten Gesellschaft gehören und 
die ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder fast 
ausschließlich aus der Herstellung oder dem Ver- 
kauf von Gütern oder Waren, aus Vermietung oder 
Verpachtung, aus Dienstleistungen oder aus Bank- 
oder Versicherungsgeschäften beziehen. 

Für Dividenden dieser Art gilt Artikel 22 Absatz 2 
Buchstabe b und Absatz 3 Buchstabe b. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einverständnis 
mit dem Vorstehenden bestätigten; in diesem Fall sollen 
die vorliegende Note und Ihre Antwortnote als Bestand- 
teil des Abkommens gelten. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichnetsten Hochachtung. 

von Schweinitz 


Seiner Exzellenz 
Thanat Khoman 
Außenminister 
Bangkok 


Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland 
Bangkok 

Bangkok, July lOth, 1967 


Excellency, 

With reference to the Agreement signed today between 
the Federal Republic of Germany and the Kingdom of 
Thailand for the Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on Capital, I have the 
honour to inform you on behalf of fhe Government of 
the Federal Republic of Germany that the two Con- 
tracting States have agreed that the provisions referred 
to below shall be applied as follows: 

1. The term "wholly" or "almost wholly" as used in 
Article 5 paragraph 5, subparagraph c, shall be under- 
stood to mean that the person's activities for enter- 
prises other than those referred to therein are of such 
minor importance in relation to his activities for or 
on behalf of the enterprises mentioned therein that for 

■ all practical purposes such person may be regarded 
as working solely for or on behalf of the latter enter- 
prises. 

2. Article 22, paragraphs 2a) and 3a), shall not apply to 
any dividends paid by a Company which does not 
derive its income exclusively or almost exclusively 

a) from producing, selling goods or merchandise, 
leasing or renting, rendering Services, or doing 
banking or Insurance business, or 

b) from dividends paid by one or more Companies, 
being residents of Thailand, more than 25 per cent 
of the voting shares of which are owned by the 
first-mentioned Company, which themselves derive 
their income exclusively or almost exclusively 
from producing, selling goods or merchandise, 
leasing or letting, rendering Services or doing 
banking or insurance business. 

In casc of such dividends Article 22, paragraphs 2 b) 
and 3 b), shall apply. 

I should be grateful if you could confirm your agree- 
ment with the above and that, in such case, this note and 
your reply thereto should be deemed to be part of the 
Agreement. 

Accept, Excellency, the renewed assurance of my 
highest consideration. 

von Schweinitz 


His Excellency 
Thanat Khoman 
Minister of Foreign Affairs 
Bangkok 


36 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2629 


(Übersetzung) 

Außenministerium 
Saranrom Palace 

10. Juli B. E. 2510 


Exzellenz, 

Ich beehre mich, den Empfang der heutigen Note Eurer 
Exzellenz — V 4-80 No. 181/67 — zu bestätigen, die wie 
folgt lautet: 

„Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Thailand zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung bei den Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen beehre ich mich, Ihnen im Namen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen, daß 
die beiden Vertragstaaten übereingekommen sind, die 
nachstehend erwähnten Bestimmungen wie folgt anzu- 
wenden: 

1. Der in Artikel 5 Absatz 5 Buchstabe c verwendete 
Ausdruck , ausschließlich' oder ,fast ausschließlich' ist 
so zu verstehen, daß die Tätigkeit, die die Person für 
andere als die dort angeführten Unternehmen ausübt, 
im Vergleich zu ihrer Tätigkeit für die in der Vor- 
schrift angeführten Unternehmen von so untergeord- 
neter Bedeutung ist, daß praktisch davon ausge- 
gangen werden kann, daß die Person nur für die 
letztgenannten Unternehmen tätig ist. 

2. Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3 Buch- 
stabe a gilt nicht für Dividenden, die von einer 
Gesellschaft gezahlt werden, deren Einkünfte nicht 
ausschließlich oder fast ausschließlich 

a) aus der Herstellung oder dem Verkauf von Gütern 
oder Waren, aus Vermietung oder Verpachtung, 
aus Dienstleistungen oder aus Bank- oder Ver- 
sicherungsgeschäften, oder 

b) aus Dividenden stammen, die von einer oder 
mehreren in Thailand ansässigen Gesellschaften 
gezahlt werden, deren stimmberechtigte Anteile 
zu mehr als 25 v. H. der erstgenannten Gesell- 
schaft gehören und die ihre Einkünfte wiederum 
ausschließlich oder fast ausschließlich aus der 
Herstellung oder dem Verkauf von Gütern oder 
Waren, aus Vermietung oder Verpachtung, aus 
Dienstleistungen oder aus Bank- oder Versiche- 
rungsgeschäften beziehen. 

Für Dividenden dieser Art gilt Artikel 22 Absatz 2 
Buchstabe b und Absatz 3 Buchstabe b. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihr Einver- 
ständnis mit dem Vorstehenden bestätigten; in diesem 
Falle sollen die vorliegende Note und Ihre Antwortnote 
als Bestandteil des Abkommens gelten." 

Ich beehre mich, das vorerwähnte Einverständnis mitzu- 
teilen und festzustellen, daß diese Note und die Note 
Eurer Exzellenz auf die sie antwortet Bestandteil des 
heute Unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkommen und 
Vermögen bilden. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichnetsten Hochachtung, 

Thanat Khoman 
Außenminister 

Seiner Exzellenz 

Herrn Hans-Ulrich von Schweinitz, 

Außerordentlicher Botschafter und Bevollmächtigter 

der Bundesrepublik Deutschland 

Bangkok 


Ministry of Foreign Atfairs 
Saranrom Palace 

lOth July, B.E. 2510. 


Excellency, 

I have the honour to acknowledge the receipt of Your 
Excellency’s Note V 4-80 No. 181 67 of today's date, 
which reads as follows: 

"With reference to the Agreement signed todaybetween 
the Federal Republic of Germany and the Kingdom of 
Thailand for the Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on Capital, I have 
the honour to inform you on behalf of the Government 
of the Federal Republic of Germany that the two Con- 
tracting States have agreed that the provisions referred 
to below shall be applied as follows: 

1. The term "wholly" or "almost wholly" as used in 
Article 5 paragraph 5, subparagraph c), shall be 
understood to mean that the person’s activities for 
enterprises other than those referred to therein are 
of such minor importance in relation to his activities 
for or on behalf of the enterprises mentioned therein 
that for all practical purposes such person may be 
regarded as working solely for or on behalf of the 
latter enterprises. 

2. Article 22, paragraph 2a) and 3a), shall not apply 
to any dividends paid by a Company which does 
not derive its income exclusively or almost ex- 
clusively 

a) from producing, selling goods or merchandise, 
leasing or renting, rendering Services, or doing 
banking or Insurance business, or 

b) from dividends paid by one or more Companies, 
being residents of Thailand, more than 25 per 
Cent of the voting shares of which are owned 
by the first-mentioned Company, which them- 
seives derive their income exclusively or almost 
exclusively from producing, selling goods or 
merchandise, leasing or letting, rendering Services 
or doing banking or insurance business. 


In case of such dividends Article 22, paragraphs 2 b) 
and 3 b), shall apply. 

1 should be grateful if you could confirm your agree- 
ment with the above and that, in such case, this note 
and your reply thereto should be deemed to be part 
of the Agreement." 

In reply, I have the honour to confirm the afore- 
mentioned agreement and to state that the present Note 
and Your Excellency's Note under reply shall be regarded 
as forming part of the Agreement for the Avoidance of 
Double Taxation with respect to Taxes on Income and 
on Capital signed today. 

Accept, Excellency, the renewed assurance of my 
highest consideration. 

Thanat Khoman 
Minister of Foreign Affairs 

His Excellency 

Monsieur Hans-Ulrich von Schweinitz, 

Ambassador Extraordinary and 
Plenipotentiary of the Federal 
Republic of Germany, 

Bangkok 
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Denkschrift zum Abkommen 


I. Ziele und Grundsätze des Abkommens 

Das vorliegende deutsch-thailändische Doppel- 
besteuerungsabkommen schafft für die traditionell 
guten Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik und dem Königreich Thailand steuer- 
lich eine sichere vertragliche Rechtsgrundlage. Es 
zielt auf eine weitere Vertiefung des Wirtschafts- 
verkehrs zwischen beiden Ländern ab und soll vor 
allem auch die entwicklungspolitisch erwünschten 
deutschen Privatinvestitionen in Thailand fördern. 
Das Abkommen stellt damit ein steuerliches Gegen- 
stück zu dem deutsch-thailändischen Investitions- 
schutzabkommen vom 13. Dezember 1961 (Bundes- 
gesetzbl. 1964 II S. 687) dar. 

Das Abkommen überbrückt tiefgehende Unter- 
schiede in der Steuerstruktur und den Vertragsvor- 
stcllungen der beiden Länder, wobei es die dem 
Schutz der internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
dienenden Vertragsgrundsätze wmhrt, gleichzeitig 
aber auch den besonderen Verhältnissen des König- 
reichs Thailand Rechnung trägt. Entsprechend der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
6. April 1960 (BT-Drucks. 1763) schränkt das Abkom- 
men in den für den deutsch-thailändischen Wirt- 
schaftsverkehr bedeutsamen Fällen die Besteuerungs- 
rechte des Quellenstaates durch feste Begrenzungen 
ein. In Struktur und Aufbau entspricht das Abkom- 
men der deutschen Vertragspraxis. Es folgt weit- 
gehend dem von der OECD empfohlenen Muster für 
Doppclbesteuerungsabkommen und trägt so zur Ver- 
einheitlichung des internationalen Steuerrechts und 
der deutschen Doppelbesteuerungsabkommen bei. 

Die Doppelbesteuerung wird nach dem Abkommen 
auf folgende Weise vermieden: Bei gewissen Ein- 
künften verzichtet der Staat, aus dem sie stammen, 
(Quellenstaat) auf die Besteuerung; sie werden nur 
in dem Staat besteuert, in dem der Empfänger an- 
sässig ist (Wohnsitzstaat). Bei anderen Einkünften 
bleibt die Besteuerung im Quellenstaat ganz oder 
in beschränktem Umfang aufrechlerhalten. Die Dop- 
pelbesteuerung wird in diesen Fällen dadurch ver- 
mieden, daß der Wohnsitzstaat die Einkünfte ent- 
weder von seiner Steuer freistellt oder die Steuer 
des Quellenstaates auf seine eigene Steuer anrech- 
net, Ähnliche Bestimmungen gellen für die Be- 
steuerung des Vermögens. 

Nach der bei deutschen Doppelbesteuerungsabkom- 
men üblichen Gliederung legen demgemäß Artikel 6 
bis 21 des Abkommens den Rahmen fest, inner- 
halb dessen der Quellenstaat Einkünfte und Vermö- 
gen besteuern darf. Artikel 22 bestimmt, wie der 
Wohnsitzstaat bei den dem Quellenstaat zur Be- 
steuerung zugewiesenen Einkünften und Vermö- 
genswerten die Doppelbesteuerung vermeidet. Die 
einleitenden Artikel 1 bis 5 stecken den Geltungs- 
bereich des Vertragswerkes ab und enthalten die 
das Abkommen tragenden Definitionen. Die ab- 
schließenden Artikel 23 bis 30 ergänzen den Ab- 
kommensschutz durch Diskriminierungsverbote, 
regeln die zur Abkommensdurchführung notwendige 
Zusammenarbeit der Vertragstaaten und enthalten 
andere ergänzende Bestimmungen. 


Den Verhandlungen, die im April 1964 in Bangkok 
aufgenommen und im April 1965 in Bonn abgeschlos- 
sen wurden, lagen deutsche Vertragsentwürfe zu- 
grunde. 

II. Die einzelnen Abkommensbestimmungen 

Zu Artikel 1 

Nach diesem Artikel genießen alle im Gebiet der 
Vertragstaaten ansässigen Personen ohne Rücksicht 
auf ihre Staatsangehörigkeit den Schutz des Abkom- 
mens. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezieht umfassend alle in den Ver- 
tragstaaten erhobenen Steuern vom Einkommen 
und Vermögen in das Abkommen ein. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel definiert einige in dem Abkommen 
verwendete Begriffe und befaßt sich mit der Aus- 
legung des Abkommens. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der in dem einen 
oder anderen Staat ansässigen Person, wonach sich 
u. a. der Schutzbereich des Abkommens (vergleiche 
Artikel 1) und die Zuteilung der Besteuerungsrechto 
ausrichtet. 

Grundsätzlich gilt jedermann, den ein Staat nach 
seinem nationalen Steuerrecht als im Inland ansäs- 
sig besteuert, auch für das Abkommen als in diesem 
Staat ansässig. Bei Ansässigkeit in beiden Vertrag- 
staaten (z. B. Doppelwohnsitz) entscheidet bei na- 
türlichen Personen eine Reihe von Merkmalen, bei 
Gesellschaften das Einvernehmen der zuständigen 
Behörden beider Vertragstaaten, darüber, welcher 
Staat für das Abkommen als Wohnsitzstaat den Vor- 
rang hat. 

Zu Artikel 5 

Bei gewerblichen Einkünften richtet sich die Zuwei- 
sung des Besteuerungsrechts nach dem Vorhanden- 
sein einer „Betriebstätte" (vergleiche Artikel 7). Die- 
sen Ausdruck debniert Artikel 5. 

Betriebstätten sind grundsätzlich nur feste Ge- 
schäftseinrichtungen (Absätze 1 und 2); das Abkom- 
men nimmt aber Geschäftseinrichtungen, die nur mit 
gewissen Hilfstätigkeiten betraut sind, zur Erleichte- 
rung des internationalen Wirtschaftsverkehrs aus 
der Betriebstättenbesteuerung aus (Absatz 4). Mon- 
tagen von Betriebseinrichtungen und Maschinen gel- 
ten nur dann als Betriebstätten, wenn ihre Dauer 
6 Monate, Bauausführungen, wenn ihre Dauer 3 Mo- 
nate überschreitet (Absatz 3). Die Bestellung von 
Vertretern löst die Betriebstättenbesteuerung nur 
nach Maßgabe weniger, genau umrissener Tatbe- 
stände aus (Absätze 5 und 6), die Ziffer 1 des Noten- 
wechsels weiter einengt. Eine Gesellschaft kann 
nicht lediglich wegen ihrer gesellschaftsrechtlichen 
Abhängigkeit als Betriebstätte der beherrschenden 
Gesellschaft angesehen werden (Absatz 7). 
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Zu Artikel 6 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für un- 
bewegliches Vermögen dem Belegenheitsstaat zu. 

Zu Artikel 7 

Entsprechend dem international anerkannten Be- 
triebstättenprinzip darf nach Absatz 1 ein Staat den 
gewerblichen Gewinn von Unternehmen des anderen 
Staates nur besteuern, wenn er durch eine Betrieb- 
stätte (vergleiche dazu Artikel 5) in seinem Gebiet 
erwirtschaftet ist. 

Die Absätze 2 bis 4 regeln die Ermittlung des Be- 
triebstättengewinns. Absatz 5 behandelt das Ver- 
hältnis dieses Artikels zu den Bestimmungen für 
andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel enthält über die Bestimmungen des 
Artikels 7 hinausgehende Steuererleichterungen für 
international tätige Luft- und Seeschiffahrtsunter- 
nehmen. Die Steuer, die Seeschiffahrtsunternehmen 
eines Staates im anderen Staat von den Gewinnen 
einer dortigen Betriebstätte (Artikel 7 in Verbin- 
dung mit Artikel 5) zu entrichtet hat, wird durch das 
Abkommen auf die Hälfte gesenkt (Absatz 2). Da- 
gegen sind Luftfahrtuntornehmen eines Staates in 
dem anderen Staat ganz von den dortigen Steuern 
befreit. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel bestimmt, daß künstliche Gewinnver- 
lagerungen zwischen verflochtenen Unternehmen 
steuerlich nicht anzuerkennen sind. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel begrenzt für die wichtigsten Fälle die 
Steuer, die der Quellenstaat von Dividenden erhe- 
ben darf. 

Die thailändische Seite begrenzt ihre Steuer, wenn 
die Dividenden auf wesentliche Beteiligungen ge- 
zahlt werden, d. h. einer deutschen Muttergesell- 
schaft (Mindestbeteiligung 25 v. H.) zufließen. Der 
Höchstsatz der thailändischen Steuer beträgt 15 v.H., 
wenn Thailand die ausschüttende Gesellschaft als 
steuerlich förderungswürdig anerkennt, sonst 20 v.H. 
Da die Dividenden bei der deutschen Muttergesell- 
schaft das Schachtelprivileg genießen (vergleiche 
Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a), ist die Besteuerung 
damit abgeschlossen. 

Im Gegensatz dazu greift bei Dividenden auf nicht- 
wesentliche Beteiligungen noch die deutsche Steuer 
ein, auf die die thailändische Steuer anzurechnen ist 
(vergleiche dazu Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe b). 
Eine Senkung der Quellensteuer wird in diesen Fäl- 
len oft durch den Anrochnungsmechanismus kom- 
pensiert; sie bringt dann dem Aktionär keine Steuer- 
entlastung, sondern mindert nur das thailändische 
Steueraufkommen. Unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Verhältnisse Thailands begrenzt deshalb 
das Abkommen bei solchen Dividenden die thailän- 
dische Steuer nur auf 20 v. H., und das auch nur. 


wenn die ausschüttende Gesellschaft von der thai- 
ländischen Seite als steuerlich törderungswürdig an- 
erkannt wird. 

Die Bundesrepublik senkt ihre Quellensteuer von 
den nach Thailand abfließenden Dividenden auf 
20 V. H. (Absatz 2 Buchstabe b). Von Ausschüttungen 
an in Thailand ansässige Muttergesellschaften (Min- 
destbeteiligung 25 V. H.) kann die deutsche Kapital- 
ertragsteuer im Hinblick auf den gespaltenen Satz 
der deutschen Körperschaftsteuer zum vollen Satz 
von 25 v.H. erhoben werden (Absatz 3); falls der 
gespaltene Satz in seiner heutigen Form wegfällt, 
soll die deutsche Kapitalertragsteuer in diesen Fäl- 
len auf den international üblichen Satz von 15 v. H. 
begrenzt werden (Absatz 2 Buchstabe b). Die Ab- 
sätze 4 bis 6 enthalten ergänzende Bestimmungen zu 
dieser Regelung. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zin- 
sen. Sie werden dem Wohnsitzstaat zur Besteuerung 
zugewiesen (Absatz 1); aber auch der Quellenstaat 
kann von ihnen eine auf 25 v. H. des Bruttobetrags 
der Zinsen begrenzte Steuer erheben, die auf die 
Steuer des Wohnsitzstaates anzurechnen ist (ver- 
gleich Artikel 22). Die Quellensteuer darf höchstens 
10 V. H. betragen, wenn die Zinsen von einem för- 
derungswürdigen thailändischen Unternehmen an 
ein deutsches Geldinstitut oder eine deutsche Ver- 
sicherungsgesellschaft gezahlt werden (Absatz 3). 
Die Quellensteuer entfällt vollständig für Zinsen, 
die der öffentlichen Hand, den Staatsbanken oder 
der Deutschen Kreditanstalt für Wiederaufbau zu- 
fließen oder aus von der öffentlichen Hand ausge- 
gebenen Schuldverschreibungen stammen (Absatz 4). 
Die Absätze 5 bis 8 ergänzen diese Regelung. 

Sollte Thailand in einem Doppelbesteuerungsabkom- 
men mit einem anderen Lande niedrigere Quellen- 
steuersätze zugestehen, dann wird es — nach einer 
Zusage der thailändischen Delegation in einem Ver- 
ständigungsprotokoll — Verhandlungen über eine 
Vertragsrevision aufnehmen, um entsprechende 
Sätze auch in dem vorliegenden Abkommen vorzu- 
sehen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Li- 
zenzgebühren. Sie werden dem Wohnsitzstaat zur 
Besteuerung zugewiesen (Absatz 1); aber auch der 
Quellenstaat kann von ihnen eine begrenzte Steuer 
erheben, die auf die Steuer des Wohnsitzstaates an- 
zurechnen ist (vergleiche Artikel 22). Der Höchst- 
satz dieser Steuer beträgt 15 v. H. bei Lizenzgebüh- 
ren für Patente, gewerbliches know-how und ähn- 
liche Einkünfte; bei Gebühren für die Benutzung 
literarischer, künstlerischer und wissenschaftlicher 
Urheberrechte ist er weiter auf 5 v. H. abgesenkt. 
Vorstehende Regelung gilt nach Absatz 3 auch für 
die Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung 
von Patenten, Urheberrechten und anderen lizenz- 
tragenden Wirtschaftsgütern. Die Absätze 4 bis 6 
treffen ergänzende Regelungen. 

Sollte Thailand in einem Doppelbesteuerungsabkom- 
men mit einem anderen Staat niedrigere Quellen- 
steuersätze zugestehen, dann wird es — nach einer 
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Zusage der thailändischen Delegation in einem Ver- 
ständigungsprotokoll — Verhandlungen über eine 
Vertragsrevision aufnehmen, um entsprechende 
Sätze auch in dem vorliegenden Abkommen vorzu- 
sehen. 

Zu Artikel 13 

Nach diesem Artikel ist die Besteuerung von Ver- 
äußerungsgewinnen grundsätzlich dem Wohnsitz- 
staat zugewiesen (Absatz 3). Der Belegenheits-(Quel- 
len-)staat darf aber Gewinne aus der Veräußerung 
von unbeweglichem Vermögen und von Betriebstät- 
tenvermögen besteuern. Sonderregelungen gelten 
für Veräußerungsgewinne von See- und Luftfahrt- 
unternehmen und für Gewinne aus der Veräußerung 
von Patenten, Urheberrechten oder anderen lizenz- 
tragenden Wirtschaftsgütern (Absatz 2 Satz 2 und 
Artikel 12 Absatz 3). 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel weist die Besteuerung von Einkünf- 
ten aus selbständiger und nichtselbständiger Arbeit 
dem Staat zu, in dem die Tätigkeit- ausgeübt wird 
(Absatz 1). Sonderregelungen gelten für kurzfristig 
entsandte Arbeitskräfte sowie für die Besatzungen 
von Seeschiffen und Luftfahrzeugen (Absätze 2 
und 3). 

Zu Artikel 15 

Nach diesem Artikel sollen die Einkünfte von Künst- 
lern und Sportlern und die Gewinne aus ihren Dar- 
bietungen ausnahmslos dort besteuert werden, wo 
die Tätigkeit ausgeübt wurde. Die abweichenden 
Regeln des Artikels 14 Absatz 2 und des Artikels 7 
gelten aber für gewisse öffentlich geförderte Darbie- 
tungen. 

Zu Artikel 16 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für Auf- 
sichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen dem 
Staat zu, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig 
ist. 

Zu A r tikel 17 

Absatz 1 befreit Gehalts- und Lohnzahlungen aus 
öffentlichen Kassen eines Staates von der Steuer des 
anderen Staates. Die Absätze 2 und 3 enthalten Aus- 
nahmen und ergänzende Bestimmungen zu dieser 
Regelung. 

Zu Artikel 18 

Absatz 1 weist die Besteuerung von Ruhegehältern 
und Renten dem Wohnsitzstaat zu; der andere Staat 
darf sie jedoch besteuern, wenn sie von ihm be- 
steuertes gewerbliches Einkommen gemindert haben. 

Nach den Absätzen 2 und 3 dürfen Ruhegehälter 
und Renten aus öffentlichen Kassen sowie Entschä- 
digungsleistungen für Kriegsfolge- und Verfolgungs- 
schäden nur im Kassenstaat besteuert werden. 

Zu Artikel 19 und 20 

Diese Artikel sollen den deutsch-thailändischen Aus- 
tausch von Lehrkräften und in Ausbildung stehen- 
den Personen fördern. Dazu befreit Artikel 19 die 


Bezüge bestimmter Gastlehrkräfte aus ihrer Lehr- 
tätigkeit von der Steuer des Gastlandes. Personen, 
die sich aus einem Staat zu ihrer Ausbildung oder 
zum Erwerb von Erfahrungen in den anderen Staat 
begeben, befreit Artikel 20 in gewissem Umfang 
mit ihren Unterhalts- und Ausbildungsgeldern so- 
wie ihren Gehaltsbezügen von der Steuer des Gast- 
landes. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermö- 
gens. Es darf grundsätzlich nur im Wohnsitzstaat 
besteuert werden (Absatz 4). Unbewegliches Ver- 
mögen und das bewegliche Vermögen von Betrieb- 
stätten (ausgenommen von Betriebstätten der See- 
und Luftfahrtunternehmen) darf aber nach den Ab- 
sätzen 1 bis 3 der Belegenheitsstaat besteuert wer- 
den. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel legt lest, wie der Wohnsitzstaal die 
Doppelbesteuerung bei .Einkünften und bei Vermö- 
genswerten beseitigt, die nach dem Abkommen im 
Quellen- oder Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen wer- 
den die Einkünfte und Vermögensteile, die in Thai- 
land besteuert werden können, von der deutschen 
Steuer freigestellt (Freistellungsmethode — Ab- 
satz 2 Buchstabe a). Die freigestellten Einkünfte sind 
aber bei der Ermittlung des Steuersatzes für die 
den deutschen Steuern weiter unterworfenen Ein- 
künfte zu berücksichtigen (Progressioxisvorbehait) . 
Indem das Abkommen die Freistellung auch für 
Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen deut- 
scher an thailändischen Kapitalgesellschaften (Min- 
destbeteiligung 25 V. H.) sowie für diese Beteili- 
gungen selbst gewährt, weitet es — der deutschen 
Vertragspraxis entsprechend — das innerstaatliche 
deutsche Schachtelprivileg über die Grenze aus. Zif- 
fer 2 des Briefwechsels zu dem Abkommen schließt 
aus, daß aus dieser Regelung ungerechtfertigte 
Steuervorteile bei internationalen Einkommensver- 
lagerungen entstehen. 

Der deutschen Vertragspraxis entsprechend wird 
bei Dividenden aus nichtwesentlichen Beteiligungen, 
bei Zinsen und Lizenzgebühren sowie einigen ande- 
ren Einkünften die Doppelbesteuerung nicht durch 
Freistellung, sondern durch Anrechnung der von 
diesen Einkünften in Thailand entrichteten Steuer 
beseitigt (Anrechnungsmethode — Absatz 2 Buch- 
stabe b). 

Bei in Thailand ansässigen Personen wird die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften, die nach dem Ab- 
kommen in der Bundesrepublik besteuert werden 
können, durch entsprechende Steuererleichterungen 
in Thailand ausgeglichen (Absatz 3). 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel untersagt die steuerliche Diskrimi- 
nierung auf Grund der Staatsangehörigkeit (Ab- 
satz 1). Die Absätze 3 und 4 enthalten eine Ausdeh- 
nung des Diskriminierungsverbots auf die Besteue- 
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nmg von Betriebstätten und Kapitalbeteiligungen 
an gewerblichen Unternehmen. Der Artikel gilt nach 
Absatz 5 für Steuern jeder Art. 

ln einem Verständigungsprotokoll haben die Ver- 
handlungsdelcgationen in gemeinsamer Auslegung 
klargestellt, daß das geltende deutsche Steuerrccht 
und die Sectionen 67, 70 und 71 des thailändischen 
Steuergesetzes den Vorschriften dieses Artikels und 
der Artikel 7 Absatz 3, 10 Absatz 6 des Abkommens 
entsprechen. 

Zu Artikel 24 u n d 25 

Artikel 24 und 25 regeln die Zusammenarbeit der 
deutschen und der thailändischen Steuerverwaltung 
bei der Durchführung des Abkommens. Dem dient 
vor allem das Verständigungsverfahren (Artikel 24 
Absätze 1 bis 3), dessen Einleitung auch von den in- 
teressierten Steuerpflichtigen beantragt werden 
kann. Die obersten Finanzverwaltungsbehörden kön- 
nen ferner zur Durchführung des Abkommens In- 
formationen austauschen (Artikel 25). Das Abkom- 
men eröffnet für diese Zwecke den unmittelbaren 
Verkehr zwischen den Finanzministerien beider Län- 
der (Artikel 24 Absatz 4). 


Zu Artikel 26 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen die 
steuerlichen Vorrechte der diplomatischen und kon- 
sularischen Bediensteten nicht berührt. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel stellt klar, daß weitergehende Ver- 
günstigungen in völkerrechtlichen Verträgen oder im 
innerstaatlichen Recht eines der Vertragstaaten durch 
das Abkommen nicht berührt werden. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In- 
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen soll 
auf den Beginn des Unterzeichnungsjahres 1967 zu- 
rückwirken. 

Z u A r t i k e 1 39 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine 
eventuelle Kündigung des Abkommens. 
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